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(Beginn: 19.05 Uhr) 

Vorsitzender Macit Karaahmetoğlu: Sehr geehrte Frau Präsidentin des Deutschen 
Bundestages Julia Klöckner! Sehr geehrter Herr Direktor beim Deutschen Bundestag 
Paul Göttke! Sehr geehrter ehemaliger Direktor beim Deutschen Bundestag Herr 
Dr. Horst Risse! Werte Abgeordnete dieses Hauses! Liebe Mitglieder und Vorstands-
mitglieder der DVParl! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich darf Sie alle herz-
lich zum heutigen Forum der Deutschen Vereinigung für Parlamentsfragen begrüßen. 
Ich freue mich über Ihr Kommen und Ihr Interesse. 

Unsere Vereinigung fühlt sich besonders geehrt, dass Sie, liebe Frau Präsidentin, un
ser heutiges Treffen mit einem Grußwort begleiten werden. Seien Sie uns ganz herz
lich willkommen! 

(Beifall) 

Ich möchte auch die Studierendengruppe des Niedersächsischen Studieninstituts für 
kommunale Verwaltung unter Leitung des Lehrbeauftragten Dieter Wuttig, der langjäh
riges Mitglied der DVParl ist, besonders begrüßen. Schön, dass Sie im Rahmen Ihrer 
Studienfahrt unser Angebot heute Abend annehmen! 

(Beifall) 

Ich danke an dieser Stelle meinem Vorstandskollegen, Herrn Abgeordneten Dr. Martin 
Plum, dass er die Konzeption der heutigen Veranstaltung gemeinsam mit mir über-
nommen hat. Wir haben wie immer eine Runde kundiger Expertinnen und Experten 
eingeladen, die ich Ihnen gerne vorstelle. 

Wir begrüßen sehr herzlich auf unserem Podium von der Universität Passau den Lehr
stuhlinhaber für Öffentliches Recht, Sicherheitsrecht und das Recht der neuen Tech
nologien, Herrn Professor Dr. Tristan Barczak. Herzlich willkommen! 

(Beifall) 

Wir begrüßen weiter die Erste Parlamentarische Geschäftsführerin der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen, Frau Abgeordnete Dr. Irene Mihalic. Auch an Sie ein herzliches 
Willkommen! 

(Beifall) 
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Und wir heißen willkommen den stellvertretenden Vorsitzenden der DVParl, Herrn Pro-
fessor Dr. Heinrich Oberreuter. Schön, dass Sie heute dabei sind! 

(Beifall) 

Die Moderation und Leitung der Diskussion wird Herr Dr. Plum übernehmen. Hierfür 
nochmals herzlichen Dank! 

(Beifall) 

Bevor wir fortfahren, meine Damen und Herren, gestatten Sie mir noch einen kurzen 
Werbeblock in eigener Sache. Der guten Tradition folgend, die mein Amtsvorgänger, 
Herr Konstantin Kuhle, eingeführt hat, möchte ich alle heutigen Gäste, die noch nicht 
Mitglied unserer Vereinigung sind, ermutigen, uns zu unterstützen. Werden Sie Mit
glied! Helfen Sie unserer Vereinigung, den Dialog über Demokratie und Parlamenta
rismus in die Zukunft zu tragen und mit unserer Zeitschrift für Parlamentsfragen in 
besonderer Weise den Austausch zwischen Parlamentspraxis und der wissenschaftli
chen Beobachtung von Politik und Parlament zu fördern! 

Zudem ein obligatorischer Hinweis aus Datenschutzgründen: Die heutige Veranstal-
tung wird in Form eines stenografischen Wortprotokolls festgehalten. Dieses steht im 
Anschluss über die Homepage der DVParl zum Nachlesen bereit. 

Nun wünsche ich uns allen einen anregenden Abend und darf das Wort weitergeben 
an Sie, sehr geehrte Frau Präsidentin, und Sie um Ihr Grußwort bitten. 

(Beifall) 

Bundestagspräsidentin Julia Klöckner: Herzlich willkommen bei uns im Deutschen 
Bundestag! Ich freue mich sehr, Sie alle zu sehen. Die Veranstaltung ist gut besucht. 
Vor Beginn der Veranstaltung habe ich besonders herzlich einen Rheinland-Pfälzer 
begrüßt: Lars Brocker, Präsident des Verfassungsgerichtshofs Rheinland-Pfalz. Er war 
Direktor des Landtags Rheinland-Pfalz, als ich damals Fraktionsvorsitzende war. In
sofern geht da einiges ineinander über. Ich finde es interessant, mit Ihnen, aus ver
schiedenen Bereichen, heute zusammenzukommen. Ich bedanke mich sehr herzlich, 
sehr geehrter Herr Kollege Karaahmetoğlu, liebe Kolleginnen und Kollegen des Deut
schen Bundestages und verehrte Gäste, dass Sie heute da sind. Ich sehe auch unsere 
Vizepräsidentin Josephine Ortleb. Schön, dass du da bist! 

(Beifall) 
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Vor zwei Tagen habe ich mich mit einem Stresstest beschäftigt – keinem persönlichen, 
sondern einem institutionellen, und zwar in Luxemburg. Wie Sie wissen, bin ich Rhein-
land-Pfälzerin; Luxemburg ist unser Nachbarland. Dort trafen sich die Parlamentsprä
sidentinnen und -präsidenten der deutschsprachigen Parlamente – Liechtenstein, 
Schweiz, Belgien, Österreich, Luxemburg, Deutschland – zu einer Konferenz, bei der 
die Konzeption einer sogenannten Demokratiestressteststudie vorgestellt wurde. 
Hochinteressant, von welchen Annahmen man ausgeht! Ausgangspunkt ist die Frage: 
Wie gut sind unsere demokratischen Institutionen auf Krisen vorbereitet? Dafür muss 
man natürlich zuerst einmal definieren, was Krisen sind und ab wann man etwas als 
Krise oder vielleicht auch als Bedrohung sieht. Die Frage, wie gut unsere Parlamente 
auf politische Erschütterungen, hybride Bedrohungen oder gezielte Angriffe auf ihre 
Funktionsfähigkeit vorbereitet sind, ist nicht abstrakt. Wir erleben das zum Beispiel, 
wenn wir uns mit unseren Spezialisten hier im Deutschen Bundestag unterhalten, die 
sich um die IT-Sicherheit kümmern. Es gibt Angriffe, die am Nicht-Funktionieren unse-
res parlamentarischen Ablaufes interessiert sind. Sie haben sich also für Ihre heutige 
Veranstaltung ein zentrales Thema für die Demokratie in Europa ausgesucht. 

Der Bundestag hat in dieser Wahlperiode seine Geschäftsordnung grundlegend über-
arbeitet. Wir sind froh, dass es uns gemeinsam gelungen ist, die größte Geschäftsord
nungsreform seit sage und schreibe 45 Jahren auf den Weg zu bringen, zu verabschie
den – und diese Geschäftsordnung auch anzuwenden. Damit Sie eine Vorstellung ha
ben, womit wir uns darüber hinaus beschäftigen, beschreibe ich es ein bisschen. Was 
wir zum Beispiel dringend brauchen, ist ein Bundestagspolizeigesetz. Viele offene Fra
gen in diesem Zusammenhang sind übrigens in den vergangenen Monaten gelöst wor
den. Ich hoffe, dass die Fraktionen damit demnächst in die erste Lesung gehen. Wa
rum sage ich das? Ich bin als Bundestagspräsidentin auch Polizeichefin eines – zuge
gebenermaßen – sehr kleinen Polizeibezirks. Die Bundestagspolizei hat im Deutschen 
Bundestag die Gewalthoheit. Ich will erläutern, warum wir ein Bundestagspolizeigesetz 
als Grundlage brauchen: Wir sind das meistbesuchte Parlament auf der ganzen Welt. 
Das betone ich immer wieder, weil es so faszinierend und besonders ist. Sage und 
schreibe 2 Millionen Besucherinnen und Besucher kommen jedes Jahr in unser Parla
ment, was von einem enormen Interesse zeugt. Die meisten Menschen, die unser Par
lament besuchen, sind dem Parlament gewogen und an seinem Funktionieren interes
siert. Aber es gibt auch Menschen, die es interessant finden, wie man unbeobachtet 
hereinkommen kann. Deshalb überprüfen wir natürlich jede Person. Aber man muss 
wissen: Es gibt ein Spannungsfeld zwischen Transparenz, Bürgernähe und Sicherheit. 
Wer bei uns schon einmal auf der Besuchertribüne gesessen hat, weiß: Bei einer Re
gierungserklärung hat man die komplette Regierung vor sich, ein voll besetztes Haus. 
Dass wir vor diesem Hintergrund Schutzmechanismen brauchen, ist, denke ich, klar. 
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Wir brauchen eine ganz klare gesetzliche Grundlage, um zum Beispiel nachrichten
dienstliche Informationen zu bekommen, um zu verhindern, dass eine bekannte Ge
fährderin oder ein bekannter Gefährder unser Haus betritt. Solche Informationen be
kommen wir nicht automatisch geliefert – was sicherlich verwunderlich ist –, da sich 
die Institutionen nicht austauschen. Deshalb braucht es eine entsprechende gesetzli
che Grundlage. 

Ich will etwas Weiteres sagen: Wir beschließen in dieser Sitzungswoche eine Digital-
strategie, mit der unsere IT-Infrastruktur geschützt und unsere digitale Souveränität 
gestärkt werden soll, was das Thema „Abhängigkeit von Dienstleistern und Anbietern“ 
angeht. All das soll unsere Resilienz, also die Widerstandsfähigkeit des Parlaments, 
stärken. Aber Sie alle wissen: Resilienz umfasst mehr als einfache Gefahrenabwehr. 
Man kann Institutionen schützen, man kann Verfahren schützen, man kann Regeln 
schützen, aber man kann eine Demokratie nicht vor Entscheidungen schützen. Resili-
enz bedeutet also nicht, Konflikte zu vermeiden. Resilient ist ein Parlament gerade 
dann, wenn es Konflikte aushält, ohne zu zerbrechen. Denn Demokratie bedeutet 
nicht, dass eine Meinung vorgegeben ist. Demokratie bildet den Rahmen, innerhalb 
dessen nach klaren Regeln Mehrheitsmeinungen gebildet, gefunden und akzeptiert 
werden. Insofern speist sich Demokratie aus demokratischen Ressourcen. Die wich-
tigste Ressource ist Vertrauen. Wenn wir Politikerinnen und Politiker uns einer Wahl 
stellen, ist das ja immer ein Vertrauensvorschuss für die nächsten vier oder – je nach 
Landesparlament – fünf Jahre. Wir brauchen als Parlament ein Grundmaß an Akzep-
tanz in der Bevölkerung. Das ist die Geschäftsgrundlage der Demokratie. Ohne Ver-
trauen geht es nicht. Doch genau diese Geschäftsgrundlage, das Vertrauen in die In
stitutionen, ist sehr stark am Wegbrechen; das ist meine These, über die man sehr 
kontrovers diskutieren kann. Das Vertrauen gegenüber dem Bundestag und den Par
teien, das muss man offen konstatieren, sinkt ebenso wie die Zufriedenheit mit dem 
Funktionieren der Demokratie. Das Ergebnis einer Umfrage war: Fast drei Viertel der 
Bürgerinnen und Bürger halten den Staat angesichts der Fülle seiner Aufgaben und 
der Probleme für überfordert – den Staat als Abstraktum. Der amerikanische Philosoph 
Richard Rorty sagte einmal: Demokratien funktionieren am besten, wenn alle zuver-
sichtlich auf die eigene Zukunft und auf die Zukunft der Kinder schauen. – Es geht also 
eigentlich um ein Zuversichtsnarrativ. Das ist, wenn man sich dieser Tage – in Zeiten 
großer gesellschaftlicher Verunsicherung, geopolitischer Umbrüche – die Gesamtlage 
anschaut, ehrlich gesagt, oft leichter gesagt als getan. 

Ich hatte heute den Außenminister der Vereinigten Arabischen Emirate bei mir zum 
Gespräch. In solchen Gesprächen anlässlich internationaler Besuche wird deutlich, 
welche Unruhen und Interdependenzen geopolitischer Art sich auf Innen- und Außen-
politik auswirken. 
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Es scheint, dass die Menschen in solchen Zeiten ein Paradox mögen, das ich einmal 
so beschreiben will: Der Deutsche Bundestag soll entschlossen und schnell handeln – 
darin sind sich wahrscheinlich die meisten einig –, aber zugleich auch besonnen. Er 
soll also entscheidungs- und handlungsfähig sein, durchdacht und abgewogen han-
deln, aber auch alle Menschen mitnehmen. Das ist manchmal in sich ein Widerspruch. 
Zugleich soll unser Parlament das zentrale Forum der politischen Auseinandersetzung 
sein, also der Debatte über den richtigen Weg. Das ist richtig. Hier gehören Konflikte 
hin. Wir wollen mit unserer neuen Geschäftsordnung keine Debatten eliminieren. Das 
wäre töricht. Wir wollen auch nicht Konflikte unsichtbar machen. Das wäre genauso 
töricht. Wenn ein Parlament eine Repräsentationslücke aufweist, dann wird es schwie-
rig. Es müssen verschiedene Stimmen zu hören sein – bis zu einem gewissen Maße 
auch in zugespitzter Form. Die Frage ist nur, wie man sich äußert und wie man mitei
nander umgeht. Hier zeigt sich, dass Demokratie die Zumutung anderer Meinungen 
und Vorstellungen bedeutet. Demokratie ist nichts für Menschen, die es gern ruhig 
haben. 

Im Deutschen Bundestag zeigt sich in dieser Wahlperiode, dass – sage ich mal de
skriptiv – der Ton rauer geworden ist. Der Umgang ist rabiater geworden. Die Atmo
sphäre ist gereizt. Darin bildet der Deutsche Bundestag im Übrigen keine Ausnahme 
von Entwicklungen an anderen Stellen in unserer Gesellschaft. Wir sind ein Abbild der 
Gesellschaft. Wir sind weder Heilige noch Volldeppen, um es mal salopp auszudrü
cken. Wir können letztlich nicht mehr sein als der Schnitt der Bevölkerung. Warum 
sollte just im Bundestag eine besonders hohe Anzahl von Überqualifizierten oder Un
terqualifizierten vertreten sein? Die Zusammensetzung des Bundestages hat damit zu 
tun, wer bereit ist zu kandidieren, wer gewählt wird. Dadurch haben wir eine Band
breite. Ich sage mal: Der Garten des Herrn ist groß. So wie die Gesellschaft ist, so ist 
unser Parlament ein Abbild davon. Das muss man aushalten. Das darf man durchaus 
kommentieren. Denn wir haben als Abgeordnete eine Vorbildfunktion. Das unterschei
det uns sicherlich von anderen Berufen. Wir reklamieren für uns, dass wir das soge
nannte Hohe Haus sind. Der Ton im Parlament prägt den Ton für die Debatten im 
Land. 

Ich bekomme übrigens immer wieder Bürgerschreiben. Weit über 4 000 haben wir 
jüngst gezählt. Das ist viel. Bürger engagieren sich. Manche haben einen Umgangs-
ton, wo ich sage: „Noch mal durchlesen, bevor du es losschickst“, und andere, wo ich 
sage: „Die haben einen Punkt“. In diesen Schreiben geht es häufig um den Umgangs-
ton im Parlament. Häufig schreiben uns auch Lehrer nach dem Motto „Wenn das in 
meiner Schulklasse so wäre, dann …“. Dann antworte ich: „Wir sind aber keine Schul-
klasse.“ Das muss man auch sehr klar sagen. Insofern bin ich als Präsidentin keine 
Supernanny, aber ich habe als Präsidentin die Aufgabe, dafür zu sorgen, dass gewisse 
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Regeln eingehalten werden, dass wir ordentlich miteinander umgehen. Man kann hart 
in der Sache sein, aber man darf niemanden diskreditieren. Über Menschen, die sich 
geschlechtlich anders lesen, als es das Gegenüber wahrnimmt, darf man sich nicht 
lustig machen. Witze über Frauen, auch wenn sie ein verunglücktes Kompliment sein 
sollen, haben dort auch nichts zu suchen. Die Kollegin ist einfach eine gleichwertige 
Kollegin, die genauso den Anspruch hat, im Parlament zu sein. Es gibt Sachen, bei 
denen man sich wundert, was es alles gibt. Dass man sich gegenseitig mit Extremen 
beschimpft, bis hin zu Kriminalitätsvorwürfen, dürfen wir auch nicht gelten lassen. Da
bei ist es nicht entscheidend, wer der Absender und wer der Empfänger einer Botschaft 
ist. Vielmehr ist die Tat bzw. die Äußerung das Entscheidende. Prinzipien sind betrof
fenheits-, zeit- und situationsunabhängig. Das macht Prinzipien aus, und das hilft auch, 
die Glaubwürdigkeit der Institution wieder zu steigern. Dann erst sind sie wirklich Prin
zipien. Wenn die Bevölkerung erkennt, dass es nicht um Geschmacksfragen geht, 
sondern um klare Regeln, die für alle gelten, dann haben wir die Chance, dass das 
Vertrauen in die Institution wieder steigt. 

Ich will noch etwas zum demokratischen Streit sagen. Dafür gelten Regeln – die sich 
das Parlament übrigens selbst gegeben hat. Wenn uns diese nicht mehr passen, kön-
nen wir sie ändern. Aber solange wir das nicht tun, sollten sie gelten. Und ich sage 
auch sehr klar: Diese Regeln werden von einigen zunehmend missachtet, bzw. es wird 
ausgetestet, wie weit man gehen kann. Immer öfter geht es nicht mehr um die Sache, 
sondern um eine Inszenierung für die eigene Anhängerschaft, für die eigenen Algorith
men. Ich lege Wert darauf, dass wir als Deutscher Bundestag keine Influencer-Agentur 
sind. Manchmal sieht es so aus, als sollten Bundestagsdebatten nur Content-Lieferant 
für die eigenen TikTok-Kanäle sein und nicht Selbstzweck für die Auseinandersetzung 
mit den Kolleginnen und Kollegen und für die, die zuschauen. Das sieht man dann 
schon an den Themen, die ausgewählt werden. Wenn man schon mit „Liebe Followe
rinnen und Follower“ beginnt, dann geht es nicht um die Kollegen im Parlament. Man 
sieht, wohin das abdriftet. Deshalb müssen wir dort eingreifen. Das heißt nicht, dass 
wir nicht auch über Social Media informieren. 

Ich hatte heute 100 Schülerinnen und Schüler aus meinem Wahlkreis zu Gast und 
habe gefragt: „Wer ist denn auf Social Media?“ – Alle! „Wer ist auf Facebook?“ – Ein 
paar Lehrer. „Wer ist auf Instagram oder TikTok?“ – Alle jungen Leute! Das kann man 
gut oder schlecht finden, aber es ist so. Die Gruppe derjenigen, die eine Tageszeitung 
lesen – von Print will ich gar nicht reden –, ist sehr überschaubar. Ganz häufig ist 
Social Media – TikTok etc. – die Informationsquelle. Ich bin der Meinung: Wir müssen 
an die digitale Theke, dorthin, wo die meisten sich eine Meinung bilden, um auch selbst 
verifizierend Botschaften zu setzen, aber mit einem entsprechen Ton. 
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Wenn das Präsidium – Josephine Ortleb und die anderen Kolleginnen und Kollegen – 
auf die Einhaltung der Regeln im Parlament pocht, dann ist das kein Selbstzweck. Es 
geht auch nicht um Zucht und Ordnung. Das ist Quatsch. Vor kurzem habe ich in der 
Zeitung gelesen: Es geht um faire, offene Debatten in einem sehr polarisierten Parla-
ment. Das verlangt eine strikt unparteiische Sitzungsleitung, die keiner Seite morali-
schen Rabatt gewährt. – Ich sehe bei dem einen oder anderen ein Schmunzeln. Das 
Interessante ist: Wenn man selbst betroffen ist, hält man das für parteiisch. Wenn wir 
im Ältestenrat zusammensitzen und uns austauschen, hat jede Fraktion etwas zu kri
tisieren. Doch das ist wie bei der Gesundheitsreform: Wenn sich alle beschweren, wird 
es für das Gemeinwohl nicht ganz so verkehrt sein. Es ist also ein Balanceakt. Wir 
müssen die Regeln anpassen, um die parlamentarische Demokratie vor jenen zu 
schützen, die sie delegitimieren wollen. 

Wir sehen, wie das Parlament lächerlich gemacht wird. Ich möchte den Namen nicht 
nennen, aber will kurz sagen, was ich jüngst auf dem Social-Media-Account einer Kol
legin gesehen habe: ein Bild aus dem Parlament, wie sie selbst dort sitzt, und darunter 
den Satz „Das hier ist ein Saftladen“. Das als Parlamentarierin zu sagen, ist schon 
sportlich. Man delegitimiert sich damit selber, wenn man sagt: Da draußen sind die 
echten Menschen, hier sitzen nur Lügner. – Ich bitte solche Kollegen dann zum Ge
spräch, wenn ich so etwas sehe oder höre. Jeder darf sein Mandat niederlegen, wenn 
er sich nicht wohlfühlt. Aber wenn man das nicht tut, dann muss man wissen, dass 
man für das gesamte Volk eine Aufgabe hat, die keineswegs banal ist. 

Ich will auch etwas zur Änderung von Spielregeln sagen. Wir müssen achtgeben, dass 
die Demokratie sich nicht selbst beschneidet, wenn sie Feinde ausmacht und sich vor 
diesen Feinden schützen will. Gerade wenn es um die Rechte von Minderheiten geht, 
sehe ich hier eine Ambivalenz. Denn es sind gerade die Möglichkeiten der Opposition 
und nicht die bloße Existenz eines Parlaments, an denen sich die Qualität der Demo-
kratie entscheidet. Schon der Eindruck, die Mehrheit wolle eine Minderheit ihrer Rech-
te berauben, birgt eine große Gefahr. Ganz gleich wie eine Opposition aussieht: Man 
muss sich, je nachdem, ob man Opposition oder Koalition angehört, mit den Argumen-
ten der Gegenseite auseinandersetzen. 

Ich habe vorhin von einer Repräsentationslücke gesprochen. Zur Wahrheit gehört: 
Wenn Menschen dauerhaft den Eindruck gewinnen, dass ihre Sorgen, Erfahrungen 
oder Interessen nicht ausreichend gehört werden, müssen wir darauf achten, dass De
mokratie sich nicht gegen den Wählerwillen immunisiert, aber gleichzeitig darauf, was 
sie unterwandert. Wenn mit Mitteln der Demokratie versucht wird, Demokratie abzu
schaffen, dann dürfen wir als diejenigen, die sie vertreten, nicht naiv sein. Ich will ganz 
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klar sagen, dass es demokratisch wenig souverän wirkt, unerfreuliche Meinungen aus
zugrenzen. Wir müssen achtgeben: Moralisieren kann das Argumentieren nicht erset
zen. Wir sollten im Übrigen darauf achten, dass die Rede vom Schutz der Demokratie 
nicht zu einer leeren Hülle wird, zu einer Allzweckformel der Abwehr. Das ist, denke 
ich, wichtig. Es ist ganz entscheidend, dass wir immer wieder klarmachen, dass wir 
unsere eigene Freiheit schützen müssen. Demokratie ist nicht das, was andere für uns 
machen. 

Zurück zum Gespräch mit den Schülerinnen und Schülern. Sie haben gesagt: Die Po
litik muss, der Kanzler soll. – Letztlich sind wir alle Teil der Demokratie. Wir alle sind 
in der Demokratie Teil des Prozesses. Demokratie und der Parlamentarismus sind 
nicht etwas, was fertig ist, ein fertiges Produkt für immer, sondern ein Prozess. Er kann 
in die eine oder in die andere Richtung gehen. Damit schließe ich mein Plädoyer. Wir 
sollten auf der einen Seite klar wissen, für was wir stehen und was wir behalten wollen: 
die Freiheit, die Selbstbestimmung, den Respekt, die Werte, die in unserer Verfassung 
grundgelegt sind. Auf der anderen Seite sollten wir ein gewisses Selbstvertrauen in 
uns haben. Ich war gestern in der Sendung von Frau Maischberger. Es wird oft sehr 
schnell davon gesprochen, dass die Demokratie untergeht. Wir müssen achtgeben, 
dass wir nicht aus Angst vor dem Tod Selbstmord begehen. Vielmehr müssen wir Ver
trauen in unsere Funktionalität haben – auch wenn der Kanzler erst im zweiten Wahl
gang gewählt wird. Unsere Mechanismen funktionieren; darauf können wir uns verlas
sen. Aber wir müssen uns dort abgrenzen, wo rote Linien überschritten werden. Darin 
muss man sehr klar sein. Aber man muss aushalten, dass andere eine andere Mei
nung haben. Das ist der Balanceakt. 

Ich will ein Fazit ziehen: Wir, die Fraktionen, haben uns diese reformierte Geschäfts-
ordnung gemeinsam gegeben. Darin ist zum Beispiel geregelt: Bei drei Ordnungsrufen 
in drei Sitzungswochen hintereinander wird ein Ordnungsgeld in Höhe von 2.000 Euro 
verhängt, im Wiederholungsfall 4.000 Euro. Ich muss Ihnen sagen: Das hat Wirkung, 
egal welcher Fraktion man angehört. Insofern sehen wir, dass gewisse Mechanismen 
zu einer Disziplinierung beitragen Das muss so ein Modul sein. Das bekommt man 
auch als Rückmeldung in Briefen von Bürgern. Es entwickeln sich ja im Laufe der Zeit 
mit einigen engagierten Bürgern gewisse Brieffreundschaften. Wir selbst müssen im-
mer lernfähig sein. Wir haben nicht immer recht, aber wir müssen klar darin sein, was 
wir bewahren wollen. – So viel von mir. Danke schön! 

(Beifall) 
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Vorsitzender Macit Karaahmetoğlu: Herzlichen Dank, Frau Präsidentin! – Auch ich 
möchte noch ausdrücklich Josephine Ortleb begrüßen. Schön, dass du hier bist! – Ich 
übergebe das Wort an Dr. Plum. 

Dr. Martin Plum: Vielen herzlichen Dank! – Auch von meiner Seite einen schönen 
guten Abend! Ich glaube, wir haben durch das Grußwort der Präsidentin gemerkt, wie 
facettenreich das Thema des heutigen Abends ist. Resilienz ist ja ein Begriff, der ge
rade Konjunktur hat und den wir aus ganz unterschiedlichen Bereichen kennen. Den 
Begriff Resilienz benutzen wir, wenn es um kritische Infrastruktur geht, wenn es um 
Cybersicherheit geht, wenn es um das Bundesverfassungsgericht geht, aber eben 
auch, wenn es um den Staat, die Demokratie und die politische Kultur geht. Diesen 
Begriff auf den Deutschen Bundestag zu übertragen, ist gar nicht so einfach, denn der 
Deutsche Bundestag ist ja sehr vielgestaltig. Er ist Verfassungsorgan, er ist Arbeits-
parlament, er ist Debattenraum, er ist Sicherheitsbereich, und er ist ein Symbol unserer 
Demokratie. Deswegen ist es sicherlich zu kurz gegriffen, im Zusammenhang mit Resi-
lienz nur über Gebäudesicherheit, die Bundestagspolizei oder Cyberabwehr zu spre-
chen. Die Präsidentin hat es eben gesagt: Resilienz ist mehr als Gefahrenabwehr. Im 
Kern geht es letztendlich darum, dass der Bundestag auch unter Druck frei, sicher, 
arbeitsfähig, rechtsgebunden, streitfähig, legitimiert und demokratisch unterschei-
dungsfähig bleiben muss. 

Ich freue mich sehr, dass wir das jetzt mit drei Mitdiskutanten vertiefen dürfen, die alle 
eine unterschiedliche Perspektive auf dieses Thema mitbringen. Bei Herrn Professor 
Barczak ist das die verfassungs- und sicherheitsrechtliche Perspektive. Das ergibt sich 
schon aus dem Namen seines Lehrstuhls: Öffentliches Recht, Sicherheitsrecht und 
das Recht der neuen Technologien. Aber es ist sicherlich auch erwähnenswert, dass 
er seiner Habilitationsschrift den Titel „Der nervöse Staat“ gegeben und sich genau mit 
unserem Thema, dem Ausnahmezustand und der Resilienz des Rechts in der Sicher-
heitsgesellschaft, beschäftigt hat. 

Neben mir sitzt Irene Mihalic. Sie ist nicht nur erfahrene Parlamentarierin und Erste 
Parlamentarische Geschäftsführerin der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen – und früher 
Obfrau in verschiedenen Untersuchungsausschüssen –, sondern hat vor ihrer Zeit im 
Deutschen Bundestag auch über 20 Jahre im Polizeidienst des Landes Nordrhein-
Westfalen gearbeitet. Damit bringt sie nicht nur eine parlamentarische, sondern auch 
eine sicherheitsbehördliche Perspektive mit. 

Herrn Professor Oberreuter in diesem Kreis vorzustellen, hieße, Eulen nach Athen zu 
tragen, denn er ist so etwas wie der Grandseigneur der DVParl. Er bereichert uns 
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heute mit der politikwissenschaftlichen, aber sicherlich auch historisch-kulturellen Per
spektive auf dieses Thema. 

Ich habe gesagt, dass es gar nicht so einfach ist, den Begriff Resilienz auf den Deut
schen Bundestag zu übertragen. Ich habe als Jurist gelernt, wenn ich mich einem Be
griff nähere, zuerst zu schauen, was er überhaupt bedeutet. Im Duden steht zur Be
griffsbedeutung von Resilienz: „psychische Widerstandskraft; Fähigkeit, schwierige 
Lebenssituationen ohne anhaltende Beeinträchtigung zu überstehen“. Einerseits Wi
derstandsfähigkeit, andererseits Leistungsfähigkeit: Das ist ja schon ein Stück weit 
doppeldeutig, Herr Oberreuter. Kann man das so auf den Bundestag übertragen, wenn 
man über Resilienz des Parlaments spricht? 

Prof. Dr. Dr. h. c. Heinrich Oberreuter: Man kann sogar noch eine dritte Dimension 
hinzufügen, die speziell in der Ausnahmezustandsliteratur schon seit 30 oder 40 Jah
ren eine gewisse Konjunktur hat. Resilienz heißt auch: Leistung entfalten, damit keine 
Ausnahmesituationen entstehen, also durch Kompetenz eine Situation zu erfassen, zu 
beruhigen, zu gestalten, um zu vermeiden, dass großartige Herausforderungen für das 
System entstehen. Insofern ist, glaube ich, eines unserer Hauptprobleme, dass wir bei 
fast allen Fragen keine eindimensionale Antwort geben können. Resilienz ist, wie Sie 
selber angedeutet haben, ein multifunktionaler, sehr komplexer Begriff. Und was noch 
schlimmer ist: Im Grunde umschließt er die gesamte gesellschaftliche und politische 
Wirklichkeit, in der parlamentarische Institutionen, aber auch andere, sich bewähren 
und beweisen müssen. Das ist der eigentliche Gegenstand des Abends, der ja in den 
Details von der Präsidentin schon vorweggenommen worden ist. 

Aber das Gesamtproblem geht noch weit darüber hinaus, weil es – die Präsidentin hat 
es angedeutet – die Lebenszufriedenheit der von den Parlamentariern vertretenen Ge
sellschaft bzw. der Wählerschaft beeinflusst. Die Beeinträchtigung dieser Lebenszu
friedenheit ist ja genau das, was gegenwärtig dazu führt, dass alle Institutionen in der 
bundesrepublikanischen Verfassungsrealität an Vertrauen einbüßen – seit zwei oder 
drei Jahren sogar das Bundesverfassungsgericht, was eine völlig neue Erscheinung 
ist. Die Vertrauenswerte für die Parteien, die Parlamente und speziell für den Bundes
tag sind so niedrig wie nie in der Geschichte der Bundesrepublik. Das hat seinen Grund 
in der Dimension, die ich gerade anzudeuten versucht habe: dass weite Kreise der 
Bevölkerung nicht mehr das Gefühl haben, dass auf ihre Verunsicherungen politisch 
kompetent und zukunftssicher geantwortet wird. 

Gegenwärtig nimmt in der Koalition die Meinung zu: Wir müssen einen Ruck inszenie
ren. Wir dürfen nicht nur über die Migration reden, nicht nur über dieses oder jenes 
Detail, sondern müssen auch über die gesamte graue Wolke, die über der Bevölkerung 
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schwebt, reden und das Gefühl vermitteln, dass wir auf dem richtigen Weg sind, auch 
wenn der Weg dem einen oder anderen oder fast allen wehtut. – Das Gefühl, dass wir 
auf dem richtigen Weg sind, ist genau das, was unter Umständen Vertrauen wieder
herstellen könnte. Aber ich will nicht zu viel vorwegnehmen; wir haben noch einige 
Details zu besprechen. 

Dr. Martin Plum: Genau! Wir kommen auch noch einmal ausführlicher zum Punkt 
„Vertrauen und Kommunikation“, den die Präsidentin angesprochen hat. 

Ich will noch beim Begriff Resilienz bleiben und zur verfassungsrechtlichen Perspekti-
ve wechseln. Auch hier kann man ja die Frage stellen: Was versteht man eigentlich 
darunter? – Herr Professor Barczak, ist das Abwehrfähigkeit, ist das Anpassungsfä
higkeit, Leistungsfähigkeit oder demokratische Selbstbindung, oder ist es irgendwie 
alles ein bisschen? 

Prof. Dr. Tristan Barczak: Darauf würde ich antworten: Resilienz ist ein Sowohl-als-
auch-Begriff. Resilienz ist erst einmal kein Rechtsbegriff. Er kommt zwar mehr und 
mehr in der deutschen Rechtsordnung an. Aber bislang ist dem Grundgesetz der Be
griff Resilienz unbekannt – vielleicht aus gutem Grund, weil er bewusst unscharf ge
halten ist und bewusst anschlussfähig sein soll. Man spricht von einem „fuzzy term“ 
oder einem Buzzword, was auch interdisziplinäre Perspektiven eröffnet. Also: Nicht 
nur wir als Juristen können uns mit dieser Frage beschäftigen. Vielmehr sind wir auf 
politikwissenschaftliche Expertise angewiesen. Sich mit klassischer Juristerei daran-
zumachen und versuchen zu wollen, die eine Definition des Begriffes Resilienz zu nor
mieren, wäre vergeblich und auch nicht der Mühe wert. Denn nach meinem Verständ
nis ist der Begriff Resilienz im Grunde eine Antwort auf die Problemlagen des 20. oder 
21. Jahrhunderts, die heute in eine Polykrise münden und damit letztlich eine Antwort 
verlangen, mit der man auf ganz unterschiedliche Problemstellungen reagieren oder 
Reaktionsfähigkeit herstellen kann. 

Herr Oberreuter hatte gerade schon den Begriff des Ausnahmezustands angespro-
chen, letztlich ein überkommener Begriff, der im 20. Jahrhundert, unter dem Grundge
setz, aus gutem Grund verabschiedet wurde und der meines Erachtens – das zeigt 
etwa das Beispiel Frankreichs nach den Terroranschlägen im Jahr 2015 – modernen 
Risikoszenarien nicht mehr gerecht wird. Wir brauchen aus einer rechtswissenschaft-
lichen, aber auch aus einer interdisziplinären Perspektive neue Konzepte. Ein solches 
neues Konzept verspricht der Begriff der Resilienz, weil er eine Art Gegenbegriff dar
stellt zu einem Begriff, der in der Pandemie groß geworden ist, nämlich dem Begriff 
der Vulnerabilität. Insofern wäre für mich die erste Voraussetzung zur Herstellung von 
Resilienz des Parlaments und des Bundesverfassungsgerichts, zu identifizieren, wo 
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eigentlich die Vulnerabilitäten liegen. Diese sind ja – das hatte Frau Klöckner schon 
angesprochen – ganz unterschiedlich zu verorten und können nicht über einen Leisten, 
nämlich den der Resilienz, geschlagen werden. Vielmehr müssen sie punktuell und 
spezifisch adressiert werden, um das Parlament als solches resilient zu machen. 

Dr. Martin Plum: Das ist eine ganz wunderbare Überleitung zu Frau Mihalic. Wo lie
gen die Vulnerabilitäten? Das lässt sich natürlich aus einer Binnenperspektive sehr gut 
beantworten. Wo zeigt sich denn, dass die Resilienz des Bundestags auf der einen 
Seite bedroht ist, und wo zeigt sich, dass sie auf der anderen Seite vorhanden ist? Das 
sind ja zwei Seiten einer Medaille, über die wir hier sprechen. 

Dr. Irene Mihalic: Genau. – Das ist eine interessante Einordnung, Professor Barczak, 
weil sie den Blick darauf lenkt, worauf wir im Parlament achten müssen, was für unsere 
Verfahren wichtig ist. 

Der Begriff der Resilienz ist mir zum ersten Mal begegnet als ein Begriff aus dem Be
völkerungsschutz. Er bedeutet aber eben nicht Vollkasko. Er bedeutet nicht: Wenn wir 
alle resilient sind, ist alles gut. Er bedeutet vor allen Dingen die Fähigkeit zur Selbst-
vorsorge – nicht des Selbstschutzes! Schutz ist ja ein gefahrenabwehrrechtlicher Be
griff. Das auf den Deutschen Bundestag übertragen meint zum einen die Vorsorge, 
dass unsere Infrastruktur, also das Physische, nicht angegriffen wird, zum anderen, 
dass unsere Verfahren nicht angegriffen werden. Die Voraussetzung dafür, dass der 
Deutsche Bundestag seiner Aufgabe als Verfassungsorgan gerecht werden kann, ist 
die Verfahrenssicherheit. Dazu gehören Regeln, die wir uns selbst gegeben haben – 
die Präsidentin hat die Geschäftsordnung angesprochen –, was erst einmal eine wich
tige Grundlage ist, um diese Verfahrenssicherheit zu gewährleisten. 

Aber die Infrastruktur will ich trotzdem nicht außen vor lassen, denn die Infrastruktur, 
ob es die Gebäude sind, ob es unsere IT-Infrastruktur ist, ist natürlich eine Vorausset
zung dafür, dass die Verfahren abgesichert sind, dass wir hier sicher tagen können, 
dass wir nicht von außen oder von innen bedroht werden. Ich bin ja schon eine Weile 
im Bundestag. Wir stellen einfach fest, dass wir als Parlament unter veränderten Be
dingungen unsere Aufgabe erfüllen. Das ist sicherlich noch einmal deutlicher gewor-
den nach dem Angriff Russlands auf die Ukraine und in dem Bewusstsein, dass wir 
als Bundesrepublik insgesamt täglich auf vielfältigste Art und Weise hybrid angegriffen 
werden. Das betrifft natürlich auch den Deutschen Bundestag. Es ist wichtig, sich das 
zunächst einmal bewusst zu machen, um dann zu schauen: Auf welche Art und Weise 
vollziehen sich denn diese Angriffe? Betrifft das einzelne Parlamentarier? Betrifft das 
die IT-Infrastruktur? Betrifft das unsere Gebäude? Wir reden ja inzwischen auch über 
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Drohnenabwehr und all solche Fragen. Das zeigt, dass man sich neben dem Bewusst-
sein, das man dafür entwickeln muss, auch Gedanken machen muss, wie man unsere 
Infrastruktur härten kann, um am Ende die Verfahren abzusichern. 

Wir haben bei der Geschäftsordnung etwas gemacht, also das Regelwerk sozusagen 
gehärtet. Man wird wahrscheinlich noch andere Vorkehrungen treffen müssen, aber 
vor allen Dingen noch mehr für den physischen Schutz sorgen müssen. Da bin ich 
persönlich noch nicht abschließend zu einem Ergebnis gekommen und werde Ihnen 
deshalb die Frage, wo die Schutzlücken liegen, nicht beantworten können. Wir haben 
schon viel gemacht. Darauf können wir gleich im Detail noch eingehen. Aber das ist 
eine Daueraufgabe, und mit jedem Angriff, mit jeder Analyse, mit jeder Bedrohungssi
tuation lernen wir dazu. 

Dr. Martin Plum: Die Präsidentin hat vorhin gesagt, Demokratie dürfe sich nicht selbst 
beschneiden. Das Grundgesetz sieht ja Instrumente vor, die verhindern sollen, dass 
die Demokratie beschnitten wird – Instrumente zur Verteidigung der Demokratie gegen 
ihre Feinde. Herr Oberreuter, Sie haben von einer „relativ“ wehrhaften Demokratie ge
schrieben: Ist das ein Punkt, der das Spannungsverhältnis aufzeigt, über das wir heute 
sprechen? Auf der einen Seite muss Demokratie wehrhaft sein, auf der anderen Seite 
darf und kann sie aber nicht unverwundbar sein. 

Prof. Dr. Dr. h. c. Heinrich Oberreuter: Das ist die schwierigere Seite des Themas. 
Ich glaube, was wir gerade zur Verteidigung der Infrastruktur gehört haben, wird in 
aller Regel zu keiner großen Auseinandersetzung führen, es sei denn, es gibt be
stimmte Kräfte im Parlament, die an der Verletzung dieser Infrastruktur interessiert 
sind. Diese sind aber dann – und das führt zum weiteren Thema – natürlich an der 
Verletzung der Demokratie insgesamt interessiert. 

Wenn ich das schnell sagen darf, bevor ich auf Ihre Frage eingehe: Die Verhältnisse, 
was die Infrastruktur und die Sicherheit betrifft, haben sich im Bundestag radikal ge
ändert. Meine erste Begegnung mit dem Deutschen Bundestag war im Jahre 1969, als 
ich für unser Münchner Forschungsprojekt mit 120 Abgeordneten intensiv Interviews 
über das Selbstverständnis der Abgeordneten in Bezug auf eine Parlamentsreform 
geführt habe. Ich bin wochenlang mit einem 10 Kilogramm schweren Tonbandgerät 
ungehindert, ungefragt in den Deutschen Bundestag hineingegangen. In diesem riesi
gen Apparat hätten locker ein paar Sprengbomben drin sein können. Nach Monaten 
hat mich mal jemand gefragt: Sagen Sie mal, wir sehen Sie hier ständig, was machen 
Sie eigentlich damit? – Dann habe ich ihm geantwortet: Fragen Sie den Präsidenten 
Gerstenmaier, der ist über unser Projekt informiert, ich mache das und habe zu diesem 
Zweck dieses Ding. – Stellen Sie sich das mal heute oder vor zehn oder zwölf Jahren 
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vor! Das Parlament ist genötigt, sich in gewisser Weise wie ein Hochsicherheitstrakt 
abzusichern vor feindseligen Aktionen im Inneren, nicht nur argumentativ, sondern 
auch infrastrukturell. 

Was die weiterführende Frage betrifft, warum ich von der „relativ“ wehrhaften Demo
kratie gesprochen habe: Im Grunde geht das hinein in die Auseinandersetzung, die wir 
seit der Weimarer Republik führen, nämlich die Frage, ob Demokratie sich mit antide
mokratischen Mitteln und Formen gegen Demokratiefeinde schützen darf. Hans Kel
sen schrieb: „Eine Demokratie, die sich gegen den Willen der Mehrheit zu behaupten, 
gar mit Gewalt sich zu behaupten versucht, hat aufgehört, Demokratie zu sein.“ Für 
einen Demokraten ist es nicht vorstellbar, dass die Demokratie sich mit Gewalt oder 
mit antidemokratischen Argumenten oder Rechtsregeln verteidigt. Die Antwort der 
Bundesrepublik auf diese Position war die Schaffung einer wertegebundenen Ordnung 
mit dem Postulat, dass sich die Institutionen und die Mandatare an diese Ordnung 
gebunden fühlen. Das reicht bis zur Notstandsgesetzgebung. Demnach darf der Staat 
zu keiner Zeit in seinem Handeln gegen die Grundsätze verstoßen, auf denen er be
ruht. Das heißt: Auch in Zeiten von Krieg, Störungen und inneren Notständen hat der 
Staat in seinen Reaktionsweisen die Grundprinzipien der Demokratie zu beachten. 
Das ist das Gegenteil von dem, was als „militant democracy“ bezeichnet worden ist. 

Es ist einfach, einen Zeitungsartikel zu schreiben mit der Forderung: Verbietet endlich 
diese Partei! Aber wenn man sich die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge
richts anschaut, stellt man fest, dass das Bundesverfassungsgericht deutlich gemacht 
hat: Verbieten kann man eine Partei nur, wenn die konkrete Potenzialität besteht, dass 
sie das System umstürzt. Vor diesem Hintergrund müssen wir alle Schutzmechanis
men, vom Grundrechtsentzug bis zum Vereinsverbot, betrachten. Man kann zwar, 
aber man kann nur höchst verhältnismäßig, höchst zurückhaltend und nicht militant, 
so wie Karl Loewenstein es gewollt hat. Deswegen habe ich diesen Begriff der „relativ“ 
wehrhaften Demokratie benutzt, der uns natürlich von klaren, einfachen Entscheidun
gen abhält. Die Wehrhaftigkeit der Demokratie ist eine so hochkomplizierte Sache, wie 
es der Angriff auf die Demokratie selbst ist. Er ist eigentlich im Vergleich dazu primitiv. 
Karlsruhe sagt ja auch: Selbst wir als Individuen müssen die Verfassung nicht vertre
ten. Wir haben alle Freiheiten, gegen die Verfassung zu sein und dagegen zu argu
mentieren. Kein Mensch kann uns den Kopf dafür demontieren. Das ist ein hochspan
nendes Verhältnis, und wir müssen hohe Sensibilität entwickeln. Wir müssen die In
strumente, die wir haben, gezielt und – ich sage es noch einmal – verhältnismäßig 
einsetzen. Und wir müssen sie so einsetzen, dass dabei nicht die Gefahr besteht, dass 
in der öffentlichen Meinung ein starkes Segment entsteht, das meint: Die wollen ja nur 
eine bestimmte Meinung aus dem öffentlichen Diskurs ausschließen. 
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Dr. Martin Plum: Wir haben viel über Verwundbarkeit und Vulnerabilität gesprochen. 
In den letzten Jahren hat man mehr und mehr gemerkt, wo das Parlament verwundbar 
ist, wo die Demokratie verwundbar ist, obwohl das schon immer so war. Man hat das 
nur mehr ins Scheinwerferlicht gerückt. Wenn man selbst merkt, dass man verwundbar 
ist, dass man verletzlich ist, dann führt das ja dazu, dass man vielleicht ein wenig ner
vös wird. Sie haben vom nervösen Staat geschrieben, Herr Professor Barczak. Führt 
denn diese Nervosität nicht unter Umständen dazu, dass berechtigter Schutz umschla
gen kann in ein zu hohes Maß an Abschottung und Abriegelung? 

Prof. Dr. Tristan Barczak: Mit Sicherheit kann aus Nervosität auch eine übermäßige 
Reaktion folgen. Das ist gerade das Phänomen, das wir meiner Wahrnehmung nach – 
und so habe ich es in meiner Habilitationsschrift zu skizzieren versucht – in Deutsch-
land nach dem 11. September 2001 in Bezug auf die Polizeigesetzgebung, aber auch 
die sonstige Sicherheitsgesetzgebung erlebt haben: Weil wir nicht auf Instrumente wie 
Notstand, Staatsnotstand, Ausnahmezustand, die für einen begrenzten Zeitraum Son
derregelungen, wie, wie eben angesprochen, in Frankreich, ermöglichen, ausweichen 
konnten, mussten wir unsere Sicherheitsgesetze dauerhaft umgestalten. Das Bundes
verfassungsgericht wird im übernächsten Monat über die drohende Gefahr im bayeri
schen Polizeiaufgabengesetz verhandeln. Darin zeigt sich sehr deutlich eine Trend
wende weg vom klassischen preußisch-liberalen Polizeirecht hin zu einem vorsorgen
den Sicherheitsrecht. Ähnliches könnte auch auf einer parlamentarischen Ebene dro
hen, wenn – und das vielleicht noch anschließend an die zuvor gestellte Frage an 
Herrn Oberreuter – wir unser Verständnis von wehrhafter Demokratie wandeln würden 
in Richtung einer militanten Demokratie. In der Rechtswissenschaft gibt es durchaus 
Stimmen, die von einer Ermessensreduzierung auf null in Bezug auf das Parteiver
botsverfahren sprechen, die eine Grundrechtsverwirkung sehr konkret einfordern in 
Bezug auf konkrete Führungspersonen einer bestimmten Partei. Das ist eben nicht 
das Bild des Grundgesetzes der letzten 75 Jahre gewesen. Auch das Bundesverfas
sungsgericht versteht das bis heute nicht so. Dafür sind eigentlich zwei andere Schlag
worte relevant, nämlich Wertetoleranz und Mäßigung, also die Zurückhaltung gegen
über Feinden unserer Demokratie, gegenüber Verfassungsfeinden. Das schließt nicht 
aus, dass man unsere Abwehrmittel fortentwickelt und dynamisch immer wieder an
passt. Daran hat das Bundesverfassungsgericht selbst mitgewirkt im Rahmen des 
zweiten NPD-Verbotsverfahrens, indem man zusätzlich die Finanzierungsausschluss
möglichkeit mit aufgenommen hat. Aber dieser Instrumentenkasten – und um den 
muss es ja letztlich gehen, wenn man von Resilienz in einem sicherheitsrechtlichen 
Verständnis spricht – muss natürlich unter strikter Wahrung von Wertetoleranz, Mäßi
gung, Neutralität, aber auch Verhältnismäßigkeit angewandt werden, damit letztlich 
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garantiert ist, dass sich ein Parlament selbst in sehr kritischen Zeiten nicht nervös ma
chen lässt und vorschnell zu Abwehrmitteln greift, die vielleicht am Ende des Tages in 
Karlsruhe scheitern, und so der wehrhaften Demokratie einen Bärendienst erweist. 

Dr. Martin Plum: Ist es aus parlamentarischer Sicht bisher gelungen, dass der Deut
sche Bundestag nicht zu nervös geworden ist oder zu hektisch auf Bedrohungen rea
giert hat? Oder ist er möglicherweise an bestimmten Stellen über das Ziel hinausge
schossen? 

Dr. Irene Mihalic: Ich würde schon sagen, dass das bisher gelungen ist, weil wir genau 
die Abwägungsprozesse, die Professor Barczak beschrieben hat, ja auch im Parla-
ment vornehmen, wenn wir über Fragen sprechen wie: Muss man die Verhaltensregeln 
ändern? Muss man die Zugangsregeln ändern, weil es Sicherheitslücken gibt? Die 
Präsidentin hat es angesprochen: Wir reden ja auch darüber, ein Bundestagspolizei-
gesetz zu schaffen, das es bislang nicht gibt. Ich würde sagen, das ist mit Blick auf 
solche Abwägungsprozesse sogar ein Gewinn, weil man damit eine Rechtsgrundlage 
schafft, die am Ende einer verfassungsmäßigen Prüfung standhalten muss. Das leitet 
uns. Wir wollen, wenn wir uns Regeln geben, um das Parlament zu schützen, nicht die 
Verfassung abreißen. Das muss sich natürlich alles in diesem Abwägungsprozess ent-
sprechend vollziehen. Ich finde, dass uns das bisher gut gelungen ist und wir uns nicht 
zu sehr abschotten. Ich glaube – und auch das hat die Präsidentin angesprochen –, 
die Besucherzahlen und das offene, transparente Parlament, das wir hier jeden Tag 
leben, sprechen eine sehr deutliche Sprache. Insofern haben wir das schon gut abge-
wogen. 

Das weitaus größere Problem besteht meiner Ansicht nach in dem Spannungsverhält-
nis zwischen der Freiheit der Mandatsausübung und den Regeln, die wir zum Schutz 
unserer Prozesse und unserer Infrastruktur bislang noch nicht vorgesehen haben, aber 
die vielleicht demnächst vorgesehen werden, wenn wir ein Bundestagspolizeigesetz 
schaffen und darin zum Beispiel regeln, dass für die Erteilung eines Hausausweises 
eine erweiterte Zuverlässigkeitsprüfung notwendig ist, was auch eine Abfrage beim 
Verfassungsschutz beinhaltet, die es bislang nicht gibt. Professor Gärditz hatte in ei
nem Gutachten für die vorherige Bundestagspräsidentin Bas beschrieben, dass, um 
Verfassungsfeinde hier im Haus nicht ein und aus gehen zu lassen, die Möglichkeit 
besteht, die Mitarbeiterpauschale, die wir als Abgeordnete zur Bezahlung unserer Mit
arbeiterinnen und Mitarbeiter zur Verfügung haben, so zu fassen, dass eine Zuverläs
sigkeit des Personals gegeben sein muss, um – ich will es ganz deutlich sagen – keine 
Sicherheitsrisiken in Form von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern hier im Haus auch 
noch aus Steuermitteln finanzieren zu müssen. Das sind Fragen, die geklärt werden 
müssen, die aber die Freiheit der Mandatsausübung berühren. Das ist keine triviale 
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Abwägung, die man mal eben so auf einem weißen Blatt Papier vornehmen kann. 
Vielmehr betrifft das sehr tiefgehende Fragen, die gründlich abgewogen und fundiert 
beantwortet werden müssen, damit das Ganze nicht in Karlsruhe scheitert, wie Pro
fessor Barczak es eben angesprochen hat. Das muss ganz klar definiert und auch 
rechtlich so ausgestaltet sein, dass es am Ende tatsächlich sicher ist. Wenn es nicht 
möglich ist, ist es nicht möglich. Aber dann ist das das Ergebnis eines Abwägungspro
zesses. 

Dr. Martin Plum: Sie haben die Freiheit des Mandats angesprochen. Das führt uns 
zum nächsten Punkt. Verfassungsrechtlich haben wir, wenn wir über Resilienz des 
Parlaments sprechen, ja auch ein Spannungsverhältnis zwischen der Freiheit des 
Mandats, der gleichberechtigten Teilhabe der Abgeordneten und der Fraktionen, einer 
effektiven Opposition auf der einen Seite und der Funktionsfähigkeit des Parlaments, 
des Bundestages auf der anderen Seite. Beides ist durch das Grundgesetz, durch die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts geschützt. Herr Professor Barczak, 
kann man denn da irgendwo eine verfassungsrechtliche Grenze ziehen, insbesondere 
mit Blick auf Minderheiten im Parlament? Die Präsidentin hat ja gesagt, die Ambivalenz 
zeigt sich gerade bei Minderheitenrechten. Wann können Resilienzmaßnahmen dahin 
gehend umschlagen, dass sie eine Resilienz der Mehrheit schaffen und Minderheiten 
Rechte nehmen? Wo zieht das Grundgesetz da eine Grenze? 

Prof. Dr. Tristan Barczak: Wo die Grenze zwischen notwendiger Sicherung der Funk
tionsfähigkeit des Parlaments einerseits und dem freien Mandat andererseits, insbe
sondere wenn es um die Ausübung effektiver Opposition durch Mandatsträger geht, 
liegt, ist eine Frage, die auf dieser abstrakten Ebene nur sehr schwer zu beantworten 
ist. Wenn man es konkret fassen möchte, dann könnte man die Verfassungsnovelle 
zur Sicherung der Resilienz des Bundesverfassungsgerichts als Beispiel nehmen. Hier 
wurde eine Grenze eingezogen, die sich aus meiner Sicht ein Stück weit abstrahieren 
lässt, nämlich die Sicherung der Funktionsfähigkeit und der Arbeitsfähigkeit eines Ver
fassungsorgans. Wir haben mit dem neuen Artikel 93 Grundgesetz, aber auch mit der 
Neuregelung im Gesetz über das Bundesverfassungsgericht ja einen Ersatzwahlme
chanismus bekommen, der dann greifen soll, wenn drei Monate nach Amtszeitende 
eines Verfassungsrichters keine Neuwahl durch das entsprechende Wahlorgan, durch 
Bundestag oder Bundesrat, stattgefunden hat. In diesem Fall geht das Wahlrecht auf 
das jeweils andere Organ über. Das ist, glaube ich, ein Instrument, das sehr schön 
deutlich macht, wo Grenzen von Minderheitenrechten liegen können. Natürlich kann 
eine Minderheit über eine Sperrminorität verhindern, dass mit Zweidrittelmehrheit ein 
Amtsnachfolger oder eine Amtsnachfolgerin gewählt wird. Aber mit entsprechendem 
Abstand geht das Wahlrecht auf ein anderes Verfassungsorgan über. Ich glaube, das 
macht deutlich, dass solche Minderheitenpositionen nicht missbraucht werden dürfen, 
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um die Funktionsfähigkeit von Verfassungsorganen wie dem Bundesverfassungsge
richt zu beeinträchtigen. Davon ausgehend kann man solche Fragen wie die, wo die 
Grenzen des Minderheitenschutzes liegen, vielleicht besser beantworten als auf einer 
sehr abstrakten Höhe. 

Dr. Martin Plum: Sie haben gesagt, dass Minderheitenrechte auch missbraucht wer-
den können. Minderheitenrechte wie Sperrminoritäten oder qualifizierte Mehrheiten 
sind ja an verschiedenen Stellen erst einmal demokratisch gewollt. Wir haben auch 
hier im Deutschen Bundestag, wenn es um Verfassungsänderungen, wenn es um 
Richterwahlen oder wenn es um Kontrollgremien geht, das Erfordernis einer Zweidrit
telmehrheit. Damit muss die Opposition beteiligt werden oder kann bestimmte Ent
scheidungen auch blockieren. Das ist auf der einen Seite ein wichtiger Bestandteil un
serer Demokratie. Auf der anderen Seite stellt sich natürlich die Frage, wie man darauf 
reagiert, wenn solche Rechte missbraucht werden, um etwas dauerhaft zu blockieren 
oder um für eine Überlastung zu sorgen. Muss man das dann einfach so hinnehmen, 
oder muss man dann zeigen, dass man sich wehren kann? 

Dr. Irene Mihalic: Ich glaube, gewisse Dinge muss man hinnehmen, wenn man Min
derheitenrechte wahren will. Dafür bin ich sehr. Es ist ein wichtiger Bestandteil des 
Parlamentarismus, dass die Mehrheit nicht immer eine Minderheit dominieren kann, 
sondern dass in gewissen Verfahrensfragen Minderheitenrechte gewahrt sind. Wenn 
wir auf den Deutschen Bundestag schauen, betrifft das zum Beispiel die Einsetzung 
von Untersuchungsausschüssen als ein Recht der Opposition – das schärfste Schwert 
der Opposition, wie es immer genannt wird. Dafür gibt es feste Quoren. Was die Be
antragung von Anhörungen oder dergleichen in den Ausschüssen angeht, sind die 
Minderheitenrechte ja auch über entsprechende Quoren definiert. Und ja, entweder 
man erreicht ein Quorum, oder man erreicht es nicht. Wenn man es erreicht und von 
einem Recht, das einem dann gegeben ist, exzessiv Gebrauch macht und es zu ge
wissen Schwierigkeiten in den Verfahrensabläufen kommt, dann ist das hinzunehmen. 
Ich glaube, anders geht es nicht. Wir haben ja für unterschiedliche Fragen unterschied-
liche Quoren vorgesehen. Wenn ich zum Beispiel an die Wahl ins Parlamentarische 
Kontrollgremium denke oder andere Gremien: Dafür ist die Kanzlermehrheit vorgese
hen. Das ist Ausdruck davon, dass man für bestimmte Positionen das Vertrauen der 
Mehrheit des gesamten Hauses genießen muss, wenn man gewählt werden will, und 
eben nicht aufgrund eines Minderheitenrechts oder durch einfaches Delegationsprin
zip, wie das zum Beispiel in den Ausschüssen der Fall ist, in bestimmte Gremien 
kommt. Ich halte diese Regeln, so wie sie gefasst sind, für sehr sinnvoll. Natürlich kann 
man jede Regel missbrauchen; das ist klar. Aber ich sehe das ein Stück weit so, dass 
man bestimmte Dinge einfach hinnehmen muss. 
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Dr. Martin Plum: Wir haben die rechtliche und die parlamentarische Perspektive auf 
das Thema Minderheitenrechte beleuchtet. Ich frage mal so: Ist das nicht auch irgend-
wie ein Stresstest für die politische Kultur, wenn es Minderheiten gibt, die sich dem 
Kompromiss systematisch entziehen? Denn Minderheitenrechte, Sperrminoritäten set-
zen in einer demokratischen Ordnung ja voraus, dass man kompromissbereit ist. Ist 
das ein Problem, das man rechtlich möglicherweise nicht lösen kann? 

Prof. Dr. Dr. h. c. Heinrich Oberreuter: Natürlich können Sie das rechtlich nicht re
geln. Sie können das gesamte Thema rechtlich nicht regeln. Ich kann nur unser Vor
standsmitglied, Herrn Schliesky, zitieren, der in seinem Kommentar „Die wehrhafte 
Demokratie des Grundgesetzes“ im „Handbuch des Staatsrechts“ von Isensee und 
Kirchhof geschrieben hat, dass alle Rechtsregeln ihren Sinn verlieren, sobald das Fun
dament der Demokratie bröckelt. Auch von Herrn Barczak habe ich Texte gefunden, 
die darauf hinauslaufen, dass viele Regeln einfach leerlaufen, wenn die Beachtung 
dieser Regeln nicht Gemeingut in der Bevölkerung und in den parlamentarischen In
stitutionen ist. 

Vorhin haben wir gehört, dass das Vertrauen des gesamten Hauses gewonnen werden 
muss. Liebe Leute, das gesamte Haus muss zunächst einmal das Vertrauen des ge
samten Volkes gewinnen! Ich möchte aus politikwissenschaftlicher bzw. praktischer 
Sicht darauf aufmerksam machen, dass sich eine liberale Demokratie mehr durch die 
Freiheit der Minderheiten und der Opposition definiert als durch die Herrschafts- und 
Durchsetzungskraft der Mehrheiten – noch dazu von Mehrheiten, die sich von Amerika 
über China bis Russland allmählich auf autoritäre und diktatorische Führungskräfte 
stützen. Im Klartext: Die entscheidende Frage, die eine Beurteilungsgrundlage dar
stellt, ist die nach der Begrenzung der Herrschaft und der Durchsetzungskraft der 
Mehrheit sowie der Geltung der politischen Kultur und der demokratischen Werte in
nerhalb, aber auch außerhalb der Institutionen. 

Wir haben viel über das innerinstitutionelle Gefüge geredet. Doch ich möchte darauf 
aufmerksam machen – und fühle mich durch die Präsidentin dazu legitimiert; aber ich 
hätte es auch so getan –: Das entscheidende Problem, das wir im Augenblick mit Blick 
auf die Geltung der Demokratie und des Parlamentarismus haben, ist der Vertrauens
einbruch in der gesamten Bevölkerung. Den kann man statistisch wunderbar darstel
len. Ich nenne Ihnen ein paar Werte, über die niemand redet: Nach seriösen Umfragen 
politischer Stiftungen können sich circa 15 Prozent der Bevölkerung vorstellen, unter 
einem Einparteiensystem zu leben. 22 Prozent sagen: Es könnte sein, dass von den 
Umständen her eine Diktatur besser funktioniert als eine Demokratie. – Das ist der 
gesellschaftliche Hintergrund, vor dem wir über die Funktionsweise und die inneren 
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Funktionsmechanismen des Deutschen Bundestages reden. Im Klartext: Die wertege
bundene Ordnung gibt den Institutionen alle Rechte, die Funktionsfähigkeit zu sichern 
und die verfahrensmäßigen Entscheidungswege und -gründe sinnvoll so zu konstruie
ren, dass der Werteordnung kein Unrecht geschieht. Nur: Was an dieser Sentenz in
teressiert die Bevölkerung insgesamt, wenn mittlerweile mehr als 80 Prozent der Leute 
sagen: „Die Institutionen verdienen kein Vertrauen“? Nun bedeutet das durchaus nicht, 
dass diese 80 Prozent grundsätzlich demokratiefeindlich wären; aber sie sind geneigt, 
in ihrer persönlichen Krisensituation, in ihrem Krisenempfinden, in ihrer Lebensverun
sicherung demokratische Werte preiszugeben, wenn das die Aussicht in sich birgt, 
mehr persönliche Zufriedenheit und Wohlfahrtssicherheit herzustellen. Das ist der 
Punkt, über den wir eigentlich reden müssen. Eine Institution kann – wofür ich ja sehr 
bin – noch so gut, noch so funktionsfähig sein, doch läuft diese Funktionsfähigkeit, wie 
Juristen sagen, leer, wenn das Fundament der Demokratie bröckelt. Mittlerweile 
schlägt sich das selbst an den Wahlurnen in nennenswerten Prozentsätzen nieder, 
wobei ich nicht unbedingt behaupten will, dass alle, die so wählen, wirklich wissen, 
warum sie so wählen. Aber auf alle Fälle ist dieser Gefährdungstatbestand vorhanden 
und strahlt auf das aus, was wir hier gerade diskutieren. 

Das Argument, dass die Funktionsfähigkeit des Parlaments durch bestimmte Regeln 
hergestellt wird, wird natürlich in der Öffentlichkeit sofort als Gegenargument miss
braucht, um zu sagen: Die schaffen diese Regeln ja nur, um uns mundtot zu machen 
und um uns Mitentscheidungsmöglichkeiten zu nehmen! – Das heißt, wir brauchen 
statt der funktionalen innerparlamentarischen Diskussion mit der Frage „Wie funktio
nieren wir am besten?“ einen viel breiteren Diskurs und eine viel breitere Werbung für 
ein angemessenes Parlamentarismus-, Demokratie- und Pluralismusverständnis, was 
auch impliziert, gegenteilige Meinungen anzunehmen und sich damit auseinanderzu
setzen. Wenn der Bundestag im Inneren hervorragend funktioniert, sage ich: Prima, 
ich bin sehr dafür! Wenn das aber nach außen keine Wirkung hat, ist es nutzlos. 

Dr. Martin Plum: Bleiben wir einmal beim Punkt Vertrauensverlust. Sie haben gesagt: 
Das Fundament der Demokratie bröckelt, 80 Prozent der Menschen haben kein hin-
reichendes Vertrauen in die Institution Deutscher Bundestag. – Die Präsidentin hat 
gesagt: Vertrauen ist die Geschäftsgrundlage der Demokratie, sie bricht weg. – Wenn 
wir das aus der Perspektive des Parlaments in den Blick nehmen: Was kann der Deut
sche Bundestag dafür tun, dass das Vertrauen wieder wächst und damit auch das 
Vertrauen in die Demokratie? 

Dr. Irene Mihalic: Ich bin mir nicht ganz sicher, ob man das so trennscharf betrachten 
kann. Wenn man mit Bürgerinnen und Bürgern redet, die einem sagen, dass sie kein 
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Vertrauen haben, dass die Politik – so wird es ja häufig formuliert – die richtigen Ent-
scheidungen für sie oder für ihre Lebenssituation trifft, dann betrifft das ja nur zum Teil 
den Deutschen Bundestag als Parlament. Das betrifft auch die Bundesregierung, die 
Landesregierungen, politische Parteien. Es gibt Parteien, die großen Zuspruch finden 
und Mitgliedereintritte verzeichnen. Es gibt aber auch Parteien, die erodieren, die Mit-
glieder und in der Öffentlichkeit an Zustimmung verlieren. Das spielt, glaube ich, auch 
eine Rolle, und darauf kann der Deutsche Bundestag nicht allein eine Antwort finden. 
Vielmehr muss sich die Politik insgesamt damit auseinandersetzen, und die politischen 
Parteien müssen sich fragen, wie sie das Vertrauen der Bevölkerung zurückgewinnen 
können. Den Parteien ist durch das Grundgesetz ein verfassungsrechtlicher Auftrag 
zugewiesen. Sie sollen an der politischen Willensbildung mitwirken. Diesen Auftrag 
müssen sie erfüllen. Wenn sie ihn nicht in der Weise erfüllen, dass sie das Vertrauen 
des Volkes bzw. der Bürgerinnen und Bürger unseres Landes genießen, dann entsteht 
ein veritables Problem. Aber das kann, wie gesagt, das Parlament nicht allein lösen. 
Wir müssen darauf achten, dass wir als Parlament unseren Auftrag als Verfassungs-
organ erfüllen, und nicht unbedingt darauf, sage ich jetzt mal, zuvorderst als eine In
stitution wahrgenommen zu werden, die die Meinung der Bevölkerung widerspiegelt. 
Alle Abgeordneten sind mit einem Mandat der Wählerinnen und Wähler ausgestattet, 
aber in ihrer Mandatsausübung frei, damit sie sich sozusagen nicht ständig und am 
besten noch täglich wechselnd von der Meinung oder der politischen Stimmung der 
Bevölkerung abhängig machen müssen. Als Abgeordnete bin ich in meiner Mandats-
ausübung frei und nur meinem Gewissen verpflichtet; das zu betonen, ist mir an dieser 
Stelle wichtig. Denn das beschreibt, was wir als Deutscher Bundestag tun können: nur 
unserem Gewissen verpflichtet – und mit der Haltung der Partei, für die wir im Deut
schen Bundestag vertreten sind – zu sachgerechten Entscheidungen zu kommen. 
Durch unsere Abläufe stärken wir das Vertrauen, weil die Menschen wissen, dass wir 
im Bundestag Gesetze machen, die am Ende für alle gelten und die unter Umständen 
zustande gekommen sind, die demokratischen Regeln folgen. Das ist, glaube ich, der 
Beitrag, den wir als Parlament leisten können. Aber wir werden die Aufgabe, das Ver
trauen der Bevölkerung in die Politik zurückzugewinnen, nicht allein bewältigen kön
nen. 

Dr. Martin Plum: Wir haben über den Beitrag der Politik, des Parlaments zur Gewin-
nung von Vertrauen gesprochen. Kommen wir, bevor ich die Runde für Fragen aus 
dem Publikum öffne, noch einmal zurück zum Recht. Kann denn auch das Recht, Herr 
Professor Barczak, einen Beitrag dazu leisten, dass Vertrauen entsteht oder Vertrauen 
wieder wächst? 
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Prof. Dr. Tristan Barczak: Ich würde vielleicht erst das Parlament ein Stück weit in 
die Pflicht nehmen, aber aus einer eher rechtssoziologischen Perspektive. Herr Ober-
reuter hat die Gratwanderung zwischen Recht und Politik angesprochen. Worauf wir, 
glaube ich, schon ein Stück weit ein Augenmerk legen sollten, ist etwas, was man 
vielleicht am besten als Verfassungskonsenskultur bezeichnen kann. Gerade das Prin-
zip der Zweidrittelmehrheit, das schon angesprochen wurde, setzt eine solche Verfas-
sungskonsenskultur letztlich fundamental voraus, denn Entscheidungen, die mit Zwei-
drittelmehrheit getroffen werden müssen, verlangen notwendigerweise die Einbindung 
von regierungsfremden Parteien. Diese Einbindung gelingt nur, wenn man sich auf 
einen Verfassungskonsens verständigen kann. Wie schwer das heutzutage ist, hat das 
letzte Jahr mit der gescheiterten Verfassungsrichterwahl von Frau Brosius-Gersdorf 
gezeigt. 

Frau Mihalic, Sie haben die Freiheit des Mandats angesprochen: Das freie Mandat 
gewährt Entscheidungsfreiheit, losgelöst von einem irgendwie imperativ gestalteten 
Wählerwillen. Aber was man sich immer wieder klarmachen sollte, ist, dass wir nicht 
dazu übergehen sollten, mehr und mehr Klientelpolitik zu betreiben. Denn gerade 
dann, wenn es um solch – in Anführungszeichen – „staatstragende“ Entscheidungen 
wie bei einer Verfassungsrichterwahl geht, sollte dieser Verfassungskonsens von den 
Mitgliedern des Parlaments vorgelebt werden. Hier würde ich das Parlament in einer 
Vorbildfunktion sehen, denn wenn dieser Konsens schon im Parlament selbst bröckelt, 
gibt das – aus meiner Sicht jedenfalls; und ich glaube, das ist auch plausibel – ein 
verheerendes Bild ab. Das wäre ein wesentlicher Beitrag, den das Parlament im Zu
sammenspiel mit unserer Rechts- und Werteordnung, insbesondere des Grundgeset
zes, leisten kann. 

Eine weitere Frage wäre – aber das ist im Grunde de lege ferenda zu verstehen –: 
Sollte man unsere Rechtsordnung anpassen, um mehr Vertrauen innerhalb der Bevöl-
kerung zu generieren? Man kann natürlich auf Bundesebene darüber streiten, ob neue 
Beteiligungsformen direktdemokratischer Natur gegebenenfalls dazu beitragen, indem 
die Bevölkerung mehr an Prozesse herangeführt wird und sich dem Staat gegenüber 
solidarisch zeigen muss, an dessen Entscheidungen sie über solche Beteiligungsfor
men mitwirkt. 

Letzter Punkt: Ich glaube, ganz fundamental für das Vertrauen der Bevölkerung in den 
Deutschen Bundestag sind die Gestaltungsfähigkeit und die Problemlösungskompe-
tenz, die der Deutsche Bundestag als Parlament mitbringt. Dazu kann das Recht einen 
Beitrag leisten, Stichwort „Bürokratieabbau“, damit wir schneller zu Entscheidungen 
kommen, die gerade in kritischen Zeiten notwendig sind. Im Rahmen der Zeitenwende 



DVParl-Forum „Resilienz des Parlaments“ 
 

24 

ist das passiert. Zeitenwende braucht Zeit, um Vertrauen in der Bevölkerung in die 
Problemlösungskompetenz der deutschen Politik zu generieren. 

Allerletzter Punkt: Ich glaube, resilient ist der Deutsche Bundestag dann, wenn er sich 
insbesondere in kritischen Zeiten nicht nervös machen lässt und ein Stück weit das 
Vertrauen in die Bevölkerung hat, dass sie ihm und seiner Problemlösungskompetenz 
wiederum Vertrauen entgegenbringt. 

Dr. Martin Plum: Bevor wir zu Fragen aus dem Publikum kommen: Herr Oberreuter 
hat sich herausgefordert gefühlt, kurz darauf zu antworten. 

Prof. Dr. Dr. h. c. Heinrich Oberreuter: Nur ein Zwischenruf! – Was hilft uns eine 
Zweidrittelmehrheit, eine Sperrklausel, wenn wir eine systemfeindliche Partei im Deut
schen Bundestag oder sonst wo sitzen haben, die mehr als ein Drittel der Stimmen 
bzw. der Sitze auf sich vereinigt? Dann können Sie diese Sperrklausel in den Himmel 
schießen. 

Zweiter Punkt: Eine Umfrage der Bildzeitung offenbart, dass 72 Prozent der Deutschen 
der Meinung sind, man könnte aus der gegenwärtigen Krise herauskommen, wenn 
man die wichtigsten Entscheidungen, die es gegenwärtig zu treffen gilt, plebiszitären 
Mechanismen anvertraut. Überlegen Sie einmal, was dieses Gefühl in der deutschen 
Öffentlichkeit vor dem Hintergrund der Rationalitätsgewinne, sage ich mal ironisch, die 
mit den neuen Kommunikationsmedien in Form von Social Media – TikTok und sons
tige – verbunden sind, bedeutet! Ich muss schon sagen, dass wir hier auf vielfältigen 
Gebieten unterwegs sind. 

Etwas anderes, Herr Barczak, sind die Erwägungen über Bürgerräte und ähnliche Ent
scheidungsmechanismen – wobei ich nicht davon überzeugt bin, dass diese Bürger
räte, soweit wir das bisher in Erfahrung bringen konnten, eine Öffentlichkeitswirkung 
entfalten. Wir müssen schon aufpassen, dass wir uns nicht mit Regelungen beruhigen, 
die an der wirklich brisanten Situation nichts ändern. Ich will ja nicht immer Skepsis 
verbreiten, aber ich habe etwas dagegen, dass man die Augen vor der Realität ver
schließt. Die Situation ist, wie sie ist. Nach 80 Jahren erfolgreicher normativer, sozial
staatlicher, partizipatorischer, pluralistischer Entwicklung in der Bundesrepublik, die 
man 1949 sicher nicht vorhergesehen hat, haben wir in der politischen Kultur wahn
sinnig viel erreicht, aber stellen im Augenblick fast genauso wahnsinnig viel infrage. 
Komischerweise nicht nur wir: Vieles von dem, was wir im Augenblick bei uns leidend 
erfahren, erfahren wir in der internationalen Politik in Form eines Aufschwungs von 
Erzkonservatismen, eines Aufschwungs von Nationalismen, eines Aufschwungs von 
Autoritarismen – alles Dinge, von denen wir der Überzeugung waren, sie wären zu 
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Ende, mit dem weltpolitischen Wandel 1990 und dem Ende der Geschichte sowieso, 
weil jetzt alle bei der Demokratie angekommen sind, wie Francis Fukuyama in seinem 
berühmten Buch geschrieben hat. Mittlerweile haben wir statistisch gesehen weniger 
Demokratie in der ganzen Welt als damals. 

Dr. Martin Plum: Wir sind noch nicht am Ende, sondern freuen uns jetzt auf Ihre An-
merkungen, Fragen und Diskussionsbeiträge. Ich schaue in die Runde. – Herr Brocker. 

Prof. Dr. Dr. h. c. Lars Brocker: Vielen Dank! – Eine kurze Bemerkung und eine 
Frage zu etwas, das mich umtreibt. 

Ich will gar nicht weiter ausführen, was Herr Oberreuter gesagt hat, sondern nur noch 
einmal unterstreichen, dass die Stärkung direktdemokratischer Elemente nicht die Ant-
wort sein kann, die die Zeit fordert. Im Gegenteil: Das würde unsere repräsentative 
Demokratie schwächen. Von der Resilienz des Parlaments ist das also sehr weit ent-
fernt. 

Meine Frage betrifft die wehrhafte Demokratie und ihre Instrumente. Ich hatte den Ein
druck, dass diese Instrumente in der Diskussion ein wenig kleingeredet wurden. Das 
Grundgesetz enthält in Bezug auf die wehrhafte Demokratie nicht nur ein Versprechen, 
sondern stellt auch ein Konzept und die entsprechenden Instrumente zur Verfügung. 
Hier ist mehrfach der Begriff der Verhältnismäßigkeit dieser Instrumente gefallen. Was 
ein Parteiverbotsverfahren angeht – und das ist, glaube ich, der Elefant, der hier im 
Raum steht; das wird sich wahrscheinlich in der Diskussion gleich noch stärker zeigen 
–, hat das Bundesverfassungsgericht mehrfach betont, dass das Verhältnismäßig
keitsprinzip bei dieser Frage keine Anwendung findet. Vielmehr geht es darum, ob eine 
Partei darauf ausgeht, wie es in Artikel 21 heißt, die freiheitlich-demokratische Grund
ordnung zu beseitigen. 

Herr Barczak, bei Ihnen klang so ein bisschen ein Lob für das Bundesverfassungsge-
richt durch, weil es befördert hat, dass das Grundgesetz geändert wurde und die Mög-
lichkeit der Entziehung der staatlichen Finanzierung ins Grundgesetz geschrieben wor-
den ist. Die Problematik, die durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts im NPD-Verbotsverfahren entstanden ist, ist folgende: Das Bundesverfassungs-
gericht hat in seiner Sicht der Verfassung den Aspekt der Potenzialität gefunden –
manche sagen: erfunden –, einen Aspekt, den wir vorher nicht kannten, weder aus 
dem KPD-Verbotsverfahren noch aus dem SRP-Verbotsverfahren. Hinzu kommt: Das 
Bundesverfassungsgericht hat, nachdem es festgestellt hat, dass die NPD gesichert 
verfassungsfeindlich ist, drei Jahre benötigt, um ihr die Finanzierung zu entziehen. Sie 
haben gesagt, es werde in der Rechtswissenschaft eine Ermessensreduzierung auf 
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null vertreten, wenn es um den Entscheidungsspielraum geht, ein Parteiverbotsverfah
ren in die Wege zu leiten. Sie müssen das Ganze aber doch aus der Perspektive des 
Grundrechtsschutzes für Minderheiten in der Bevölkerung sehen. Wenn der Staat als 
Garant der Friedens- und Schutzordnung für den Einzelnen nicht mehr funktioniert, 
wenn er einer Partei preisgegeben ist, die möglicherweise Mehrheiten generieren 
kann, wenn nicht rechtzeitig ein solches Verfahren eingeleitet wird, kann dann nicht 
der Moment eintreten, dass man durch die Verfassung verpflichtet ist, in solch ein Ver-
fahren einzutreten? Ich sage nicht, dass dieser Moment erreicht ist. Aber dass das 
abwegig ist, kann ich nicht erkennen. Vielmehr liegt es für mich nahe, dass eine Hand-
lungspflicht bestehen kann. Wehrhafte Demokratie ist nicht nur ein Angebot des Grund-
gesetzes, sondern auch ein Auftrag. 

Prof. Dr. Tristan Barczak: Vielen Dank, Herr Brocker, für Ihre Bemerkung und die 
Frage. – Mit Verlaub: Ich halte es für abwegig, dass eine Ermessensreduzierung auf 
null dahin gehend in Betracht kommen soll, dass die drei möglichen Antragsteller Bun-
destag, Bundesrat oder Bundesregierung durch die Verfassung verpflichtet sind, ein 
Verfahren einzuleiten. Auf den ersten Blick sieht es zwar so aus, als ob es eine rein 
rechtliche Entscheidung wäre, die sich nach klassischen verwaltungsrechtlichen Krite-
rien bestimmen ließe, mit der Konsequenz, dass sich das „kann“ unter verfassungs-
rechtlicher Ägide – Grundrechtsschutz, Minderheitenschutz; Sie haben es ausgeführt – 
auf eine entsprechende Pflicht reduzieren lässt. Aus meiner Sicht steckt aber in der 
Frage, ob ich ein solches Parteiverbotsverfahren als möglicher Antragsteller einleite, 
eine originär politische Komponente. Diese originär politische Komponente betrifft die 
Frage: Welche Folgen hat die Einleitung eines solchen Verfahrens? Sie haben die 
lange Dauer, allein schon des Finanzierungsausschlussverfahrens, angesprochen. 
Ein mögliches Parteiverbotsverfahren wird von seiner Dauer her im Zweifel noch län
ger benötigen. Auch die sonstigen Folgewirkungen sind zu berücksichtigen, etwa die 
Frage: Was bedeutet die Einleitung eines solchen Verfahrens für unseren Verfas-
sungskonsens und letztlich für den gesellschaftlichen Zusammenhalt in der Bundesre
publik? Aus meiner Sicht lässt sich das nicht abschließend rechtlich dahin gehend de
terminieren, dass eine Ermessensreduzierung auf null einen Antragsteller verpflichten 
soll, ein solches Verfahren einzuleiten. Einmal abgesehen von der Frage, wer diese 
Verfassungspflicht auf welchem Weg einklagen soll, überzeugt mich persönlich das an 
dieser Stelle nicht. 

Dr. Martin Plum: Dann kommen wir zur nächsten Fragestellerin. – Bevor ich Sie dran-
nehme: Es wäre schön, wenn die Fragesteller kurz ihren Namen und etwas zu ihrem 
Hintergrund sagen. Das habe ich beim ersten Fragesteller vergessen zu erwähnen. 
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Dorothea Marx: Hallo! Dorothea Marx aus Thüringen. Ich gehörte von 1990 bis 1998 
dem Deutschen Bundestag an, bin seit 2009 Mitglied des Thüringer Landtags, komme 
also direkt aus der Hölle. 

Meine Frage geht in die Richtung des vorherigen Fragestellers: Auf Toleranz und Mä
ßigung lege ich sehr großen Wert. Ich bin eine sehr demokratische Person. Aber wo 
sind die Grenzen im Hinblick auf die Ewigkeitsgarantie in Artikel 79 Absatz 3 unserer 
Verfassungsordnung erreicht, die sich ja in den Landesverfassungen, auch in Sach
sen-Anhalt, auch in Thüringen, in ähnlicher Weise wiederfindet? Um einmal den Ele
fanten im Raum zu nennen: Wir haben die AfD mit Herrn Höcke und Herrn Siegmund 
– er spricht jetzt immer so einen kleinen Bindestrich in seinem Nachnamen. Das 
Thema „Abwertung von Menschen mit Migrationshintergrund“ kennen Sie alle. Ich 
nehme einmal ein anderes Thema: Inklusion. Diese Partei hat auf dem Zettel: Inklusion 
gehört abgeschafft. Das ist für mich ein Punkt, wo ich mich frage: Kann ich hier noch 
von Wertetoleranz ausgehen, oder ist es nicht meine – nennen Sie es juristische oder 
politische; ist mir wurscht – Pflicht, etwas tun? Kann ich da wirklich noch im Landtag 
sitzen und sagen: „Das kann man auch so sehen“ und in einen Diskurs eintreten? Weil 
ich das aber muss, tritt eine Diskursverschiebung ein. Die AfD beansprucht nämlich 
für sich, weil sie mit dem Vertrauen der Bürger ausgestattet im Parlament sitzt, obwohl 
sie vielerorts als verfassungsfeindlich eingestuft wird, dass das Teil des demokrati
schen Wertespektrums ist. Dadurch kommt alles weiter ins Rutschen. Da fallen dann 
Begriffe wie: Demokratiesimulation der Altparteien. – Ist bei Ihnen das Wasser so weit 
unten? Bei uns steht es schon ziemlich hoch. 

Man muss sich mit den Folgen auseinandersetzen, wenn man kein Verbotsverfahren 
einleitet bzw. es nicht versucht. Dass das lange dauert und schwierig ist, wissen wir 
alle. Aber ich denke, es wäre sehr wichtig. Wenn Dinge gesagt werden, die außerhalb 
unserer grundgesetzlichen Werteordnung, die nach der Ewigkeitsgarantie geschützt 
ist, liegen, dann stellt sich doch die Frage, warum eine solche Partei auf dem Stimm-
zettel stehen sollte. Und warum bekomme ich, wenn ich 1 Euro an Herrn Höcke spen-
den würde, 50 Cent von meiner Steuerschuld abgezogen? Das erzeugt bei mir ein 
gewisses Störgefühl. 

Prof. Dr. Tristan Barczak: Meine Antwort in Bezug auf die Frage des Vorredners be
zog sich ja letztlich darauf, ob es eine Verfassungspflicht gibt, ein solches Verfahren 
einzuleiten. Ich betone den politischen Gestaltungsspielraum. Wenn man als mögli-
cher Antragsteller – Bundestag, Bundesrat, Bundesregierung – der Auffassung ist: „Es 
ist jetzt so weit“ und insbesondere die verfassungsschutzrechtlichen Erkenntnisse für 
die Gesamtpartei oder einen Landesverband belegen, dass die Tatbestandsvoraus-
setzungen in Artikel 21 Grundgesetz erfüllt sind, dann haben die Antragsteller das 
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Recht, ein solches Verfahren einzuleiten. Das ist aber aus meiner Sicht eine Frage 
des politischen Gestaltungsspielraums. Solche politischen Gestaltungsspielräume 
sollten wir weiterhin hochhalten. Wir neigen in Deutschland dazu – das betrifft sozusa
gen meine Zunft –, politische Fragen mehr und mehr zu verrechtlichen, zum Beispiel, 
wenn es in diesem Fall darum geht, zu einer Verfassungspflicht zu kommen. Ich würde 
versuchen – und das stärkt vielleicht auch das Vertrauen in das Parlament –, Gestal
tungsmöglichkeiten jenseits des Rechts hochzuhalten und aufzuzeigen, wo rechtliche 
Grenzen sind und wo man als Parlament konkret jenseits des Rechts gestalten kann. 
Wenn Sie der Auffassung sind, dass ein solches Verfahren eingeleitet werden muss, 
dann ist das möglich und liegt in Ihrem politischen Ermessen. 

(Dorothea Marx: Regeln für Foulspieler im Parlament aufzustellen, 
ist schwierig bis unmöglich!) 

Noch ein Punkt zu Ihrer Ausgangsthese. Wenn wir uns das Instrumentarium der wehr-
haften Demokratie im Grundgesetz anschauen, dann muss man sagen: Dabei handelt 
es sich weitgehend, insbesondere in der Dogmatik des Bundesverfassungsgerichts 
unter Berücksichtigung des Potenzialitätskriteriums, das nicht vom Himmel gefallen ist, 
sondern letztlich auf EGMR-Judikatur zurückzuführen ist, um Verfassungssymbolik 
jenseits des Vereinsverbotsverfahrens. Aus der Trias von Artikel 9 Absatz 2, Artikel 18 
und Artikel 21 hat allein das Vereinsverbotsverfahren große praktische Relevanz. Zur 
wehrhaften Demokratie gehört aber mehr als die großen Geschütze, die im Grundge
setz vorgesehen sind, nämlich die Beobachtung durch das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz, durch die Landesämter für Verfassungsschutz, durch den Auftrag der 
Landespolizeibehörden. Wir haben also unterschiedliche Spielmittel, verschiedenste 
Instrumente, die aber nicht unbedingt verlangen, dass man gleich zu den großen Ge-
schützen greift. Wenn man das tut, dann muss der Schuss sitzen; dessen sollte man 
sich, glaube ich, schon sehr sicher sein in dem Moment, in dem man diese Instrumente 
ergreift. 

Dr. Irene Mihalic: Vielleicht noch ergänzend: Dann ist es am Ende doch eine rechtli
che Frage, so will ich es einmal formulieren. Ich würde Ihnen zustimmen, Professor 
Barczak: Natürlich ist es eine politische Entscheidung, ob man ein solches Verbots-
verfahren anstrebt, ob man von diesem Recht Gebrauch macht. Eine solche politische 
Entscheidung muss aber mit einer gewissen Mehrheit getroffen werden. Das kann 
nicht eine Fraktion im Deutschen Bundestag allein entscheiden. Dafür braucht es eine 
parlamentarische Mehrheit im Bundestag oder eine Mehrheit im Bundesrat. Auch die 
Bundesregierung kann sich dafür entscheiden. Aber Sie haben ja beschrieben, dass 
der Schuss sitzen muss. Das heißt, am Ende gehört eine rechtliche Abwägung dazu, 
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ob man von diesem Recht politisch Gebrauch macht, und das ist, glaube ich, die Ab
wägung, die die Verfassungsorgane, so will ich es mal ausdrücken, so noch nicht vor
genommen haben. 

Prof. Dr. Dr. h. c. Heinrich Oberreuter: Was im Zusammenhang mit der Abschaffung 
der Inklusion betrieben wird, ist für mich im Grunde ein Ausdruck der in der Gesell
schaft herrschenden und durch die Verfassung garantierten freien Meinungsäußerung 
sowie der Pluralität der Positionen, die es zu allen möglichen politischen und gesell
schaftlichen Fragen gibt. Die begleitenden unverhältnismäßigen „Kleinigkeiten“ – in 
Anführungszeichen, um nicht missverstanden zu werden – reichen juristisch nicht hin 
– auch dann nicht, wenn man sie zusammenfasst –, um das harte Instrument eines 
Parteiverbots zu inszenieren. Stellen Sie sich mal vor, man würde das tun und Karls
ruhe würde den Antrag abweisen! Was würde das in der Konsequenz für die öffentliche 
Meinung bedeuten? Das würde einen zusätzlichen Legitimitätsgewinn für diejenigen 
bedeuten, bei denen wir davon ausgehen, dass sie nicht auf dem Boden der Verfas
sung stehen. Das wäre ein toller Propagandaakt nach dem Motto „Die Mehrheit bzw. 
der herrschende Berliner Parlamentarismus versucht wieder, irgendwas wegzudrän
gen und der Stimmung des Volkes den Mund zu verschließen“. Das muss man, finde 
ich, erstens rechtlich sehen und zweitens opportunistisch. Von daher empfiehlt sich 
große Vorsicht. 

Ich füge hinzu, dass teilweise – diese Diskussion haben wir hier jetzt nicht geführt – 
auch die Legitimität des Bundesverfassungsgerichts bestritten wird. Es gibt einen Po
litikwissenschaftler, den manche Leute für einen ganz tollen halten, der in der letzten 
Zeit die These vertritt, was wir bräuchten, wäre eine Dekonstitutionalisierung und eine 
Wiederermächtigung des elektoralen Prinzips, das durch die Rechtsprechung der Ver
fassungsgerichte permanent beeinträchtigt wird. Ich finde das vor dem Hintergrund 
unserer Geschichte, im Übrigen auch vor dem Hintergrund der Erfolgsgeschichte der 
Verfassungsgerichtsbarkeit in den 1990er-Jahren und folgende, als zahlreiche deut
sche Öffentlichrechtler von Südafrika bis Osteuropa unterwegs gewesen sind und dort 
die Verfassungsgerichtsbarkeit mit institutionalisiert haben, einen riesigen - von Neo
autoritären z.B. in Polen und Ungarn wieder infrage gestellten - historischen Gewinn 
für die normative Begründung eines freiheitlich-pluralistischen demokratischen rechts
staatlichen Systems. Das anzuzweifeln, indem man von einer Übermacht der Karlsru
her Normativisten spricht – das ist jetzt meine Bemerkung –, finde ich ein großes Prob
lem in der Destruktion unserer politischen Kultur. Dabei sollte man nicht mitmachen. 
Man sollte aber auch als Bundestag nicht permanent alle Probleme, die man selber 
nicht gelöst kriegt und die nur in Zweifelsfällen Verfassungsfragen sind, nach Karlsruhe 
verschieben. Aber das ist ein ganz anderes Thema. Das Hauptthema, das ich gerade 
anspreche und das zu unserer Diskussion gehört, ist, dass seit fünf Jahren auch das 
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Ansehen des Verfassungsgerichts, das bisher alle Institutionen permanent in den 
Schatten gestellt hat, im Sinken ist, wenn auch nicht so wie das des Bundestages. Ich 
bin daher sehr vorsichtig, was die Argumentation des Umgangs mit der Karlsruher In
terpretation unserer normativen Prinzipien betrifft. Ich halte das für fortschrittlicher als 
vieles andere, was in der Politik so stattfindet. 

Dr. Martin Plum: Ich schaue noch mal ins Publikum. – Dort hinten bitte! 

Andreas Nothelle: Nothelle. Ich bin ehemaliger langjähriger Mitarbeiter dieses Hau-
ses, habe aber auch noch ein paar andere Funktionen ausgeübt, zurzeit Rechtsanwalt, 
ansonsten in Ruhe. – Ich möchte zwei Bemerkungen machen. 

Eine Bemerkung zu dem, was gerade diskutiert worden ist: Dazu will ich gar nicht so 
viel sagen. Nur so viel: Wir haben in der Rechtspolitik in Deutschland die bedauerliche 
Tendenz, dort, wo Beweisschwierigkeiten herrschen, etwas Neues zu erfinden, damit 
man um diese Beweisschwierigkeiten herumkommt. Ich finde, das gilt auch in diesem 
Fall. Wir haben Beweisschwierigkeiten, weil – und jetzt sage ich etwas, was mir viel-
leicht übel genommen wird – das Bundesamt für Verfassungsschutz seine Arbeit nicht 
ordentlich macht. Diese Beweisschwierigkeiten können wir aber nicht dadurch umge
hen, dass wir zu irgendwelchen Dingen greifen, die den Beweis, den wir nicht erbrin
gen können, ersetzen. Vielmehr müssen wir dafür sorgen, dass diejenigen, die dafür 
zuständig sind, die Beweise heranzuschaffen, ihre Arbeit ordentlich machen. 

Die andere Bemerkung betrifft die Frage, die hier gestellt wurde: Wie können wir das 
Vertrauen in den Bundestag oder andere Institutionen wiederherstellen? Ich finde, das 
hehre Wort Vertrauen ist ein bisschen hoch gegriffen. Vertrauen suggeriert Gottver
trauen, Urvertrauen oder so etwas. Darum geht es meistens nicht. Vielmehr geht es 
um die Zufriedenheit mit einer Leistung. In Diskussionen höre ich oft: Die leisten das 
ja nicht. Die bringen ja gar nicht die Leistung, für die wir sie gewählt haben oder für die 
wir sie bezahlen. – Das heißt, es herrscht ein Missverhältnis zwischen dem, was man 
als zu Leistendes ansieht, und dem, was man als Geleistetes erfährt. Ich persönlich 
halte das teilweise für selbst verursacht, weil Parteien oder Politiker immer meinen, sie 
müssten sich als jemand darstellen, der, wer weiß was, leisten kann. Aber in unserer 
globalen Welt mit den vielen komplexen Problemen, die wir haben, in der Massenge
sellschaft, können die Institutionen nur sehr begrenzt etwas leisten. Wenn wir es schaf
fen würden – das ist ein Prozess, der nicht von heute auf morgen geht –, ein bisschen 
realistischer an die Leistungsfähigkeit demokratischer Institutionen heranzugehen und 
nicht immer zu meinen, schon mit dem Schlagwort Demokratie sei alles ganz toll ge
löst, dann hätten wir vielleicht auch wieder eine Situation, in der die Leute sagen: Das 
hätten wir ja sowieso kaum hingekriegt. Aber wir haben sie gewählt, sie haben sich 
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wenigstens bemüht, und wir kommen ja ein bisschen weiter. – Dann wäre die Diskre
panz zwischen dem, was die Menschen erwarten, und dem, was hinterher stattfindet 
und was dazu führt, dass die Menschen sagen: „Denen kann man ja überhaupt nicht 
mehr trauen“, nicht mehr so groß wie jetzt. Ich weiß, das ist leichter gesagt als getan. 
Das hängt auch mit Lehrern und Bildungsinstitutionen zusammen. Dort wird häufig so 
viel an Unsinn fabriziert, was unsere Systeme alles leisten können. Ein bisschen be
scheidener, und wir hätten vielleicht schneller wieder die Zufriedenheit zurück. 

Dr. Irene Mihalic: Ich versuche mal, darauf zu antworten. Ich will die Frage bzw. meine 
Antwort gar nicht zu sehr politisieren. Sie haben in Ihrer Fragestellung ja schon die 
Formulierung „Erwartungen, die geweckt und dann möglicherweise nicht erfüllt wer-
den“ gebraucht. Das ist aus meiner Sicht ein ganz wichtiger Punkt. Wir neigen – da 
will ich meine Fraktion oder meine Partei gar nicht ausnehmen; wir haben ja vor nicht 
allzu langer Zeit regiert – alle dazu, Erwartungen zu wecken, die wir am Ende nicht 
erfüllen können. Da besteht eine gewisse Diskrepanz. 

Ich will es einmal zuspitzen: Der angekündigte Herbst der Reformen ist ausgeblieben, 
dann kam der Winter der Enttäuschungen – so haben wir ihn genannt –, und jetzt 
kommt der Frühling der Ankündigungen. Wenn jetzt wieder nichts kommt, dann hat 
man wieder einen großen Strauß an Erwartungen geweckt, und am Ende sind die Bür
gerinnen und Bürger enttäuscht, dass nicht das eingetreten ist, was angekündigt 
wurde. Das hat mit verschiedenen Dingen zu tun. Ich als Oppositionsabgeordnete 
kann nicht im Detail beantworten, woran das liegt; hier sitzen zwei Personen am Tisch, 
die das möglicherweise besser können als ich. Was ich damit sagen will, ist einfach, 
dass auch das etwas ist, was das Parlament als Institution – und das habe ich in mei
ner Antwort auszudrücken versucht – nur sehr eingeschränkt allein leisten kann, weil 
wir von den politischen Einigungen, die zwei Koalitionspartner untereinander finden 
müssen, abhängig sind. Natürlich wünschen wir uns, dass wir als Institution, als Par
lament insgesamt so funktionieren, dass wir Entscheidungen zügig treffen, dass wir 
sie gründlich treffen, dass zwischen einer Ankündigung und dem Gesetz, das am Ende 
steht und sich auf die Bürgerinnen und Bürger auswirkt, ein enger zeitlicher Zusam
menhang besteht, dass sich alle darauf verlassen können, dass die Entscheidungen 
nach gewissen Regeln getroffen werden und dass man sie rechtlich auch beanstanden 
kann – dass also all das gegeben ist. 

Wenn wir das rein auf das Parlament beziehen: Diese Verlässlichkeit müssen wir als 
Deutscher Bundestag mitbringen. Aber dadurch, dass hier politische Menschen han-
deln, die Parteien vertreten, die völlig unterschiedlicher Auffassung sind, die in Ver-
handlungen zu Kompromissen kommen müssen, und weil wir als Politikerinnen und 
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Politiker wiedergewählt werden wollen, neigen wir dazu, bei den Bürgerinnen und Bür-
gern Erwartungen zu wecken. Und hinterher stellen wir dann in Verhandlungen fest, 
dass der Kompromiss doch nicht so gut ist oder wir doch nicht zueinanderkommen 
oder etwas nicht so umsetzen können, wie wir es vorgehabt haben. Das hängt mit den 
politischen Entscheidungsprozessen zusammen, denen wir unterliegen. All das führt 
dazu, dass wir als Deutscher Bundestag nicht alles leisten oder erbringen können, was 
die Bürgerinnen und Bürger erwarten. 

Prof. Dr. Dr. h. c. Heinrich Oberreuter: Die Werte, die die Demoskopie zugrunde 
legt, sind ja wolkig, und man muss manches heraus- oder hineininterpretieren. Ihre 
Bemerkung weist in der Tat in die richtige Richtung. Was die Leute am meisten inte
ressiert, ist Leistungserfüllung, und zwar die Leistungserfüllung für ihr persönliches 
Wohlbefinden. Der Witz ist ja, dass wir immer wieder eine relativ gute Unterstützung 
für die Demokratie als Staatsform erheben, dass aber aufgrund der empfundenen Leis
tungsdefizite gesagt wird: Von denen erwarte ich nicht und ich habe auch kein Ver
trauen mehr, dass sie die Forderungen erfüllen, die der Gesellschaft wohltun und die 
mir persönlich wichtig sind. – Das ist der Zusammenhang, um den es geht. Das führt 
dazu, dass das Grundvertrauen in die Demokratie mehr und mehr ausgehöhlt wird. 

(Zuruf: Das ist doch gar nicht so!) 

Es ist also nicht so, dass diejenigen, die sagen: „Ich habe kein Vertrauen mehr in die 
Institutionen“, im gleichen Umfang die Demokratie ablehnen würden. Ich habe aber 
vorhin schon darauf aufmerksam gemacht, dass es eine Minderheit gibt – die aber 
immerhin bei einem Fünftel der Gesellschaft rangiert –, die antipluralistische Regie
rungsweisen, Einparteiensysteme und starke Männer in der Politik für durchaus denk
bar und akzeptabel hält, wenn dadurch ihre Leistungserwartungen erfüllt werden und 
ihrem Anspruch Gerechtigkeit widerfährt. 

Ich habe in einem Aufsatz für einen Sammelband von Herrn Barczak ein paar Punkte 
zusammengeschrieben, worum es in diesem Kontext eigentlich geht. Ich lese mal zwei 
davon vor: 

„Nachzuweisen ist die Kompetenz zu Problemlösungen und zu zukunftssicherer 
Bewältigung komplexer Wandels-, Umbruchs- und Krisenerscheinungen in der 
politischen Willensbildung. Durch negative Kompetenzeinschätzung vermehren 
sich Beunruhigung und Zukunftszweifel.“ 

Die Bedingungen, die ich genannt habe, sind ohnehin so. Sie sind in der jetzigen poli
tischen Situation historisch kaum vergleichbar. Es ist für parlamentarische Institutionen 
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in dem differenzierten Verhältnis von normativen Orientierungen und Expertenwissen 
wahnsinnig schwer, eine zukunftsstiftende Balance, zu finden. Ich nenne jetzt keine 
Beispiele. 

„Positives Lebensgefühl setzt Wohlfahrt und soziale Sicherheit voraus, für de
ren Rahmenbedingungen im Wesentlichen Staat und Politik als verantwortlich 
gelten: Der Output des politischen Systems bestimmt seine Legitimität wesent
lich und vordringlich.“ 

Ich füge noch hinzu: Das Allerwesentlichste für mich ist die Funktionsfähigkeit dessen, 
was ich seit Jahrzehnten „kommunikative Demokratie“ nenne. Das Gespräch zwischen 
den Bürgern und den Institutionen muss funktionieren, und zwar so, dass nachvoll
ziehbar ist, was die Politik zukunftsgestaltend auf den Weg bringen will. Das muss den 
Gefühlen der Bevölkerung in ihrer ganzen Pluralität mehrheitlich oder wenigstens halb
wegs entsprechen – wobei ich weiß, dass das, was ich hier postuliere, wahnsinnig 
schwer zu erfüllen ist. Wir haben die gegenwärtige Legitimitätskrise im Wesentlichen 
der Tatsache zu verdanken, dass das Gefühl „Das, was ich will, kommt in der Politik 
nicht mehr an, und ich kriege keine Antworten“ weit verbreitet ist. Am Ende führt das, 
was Frau Mihalic geschildert hat – ein Frühjahr, ein Herbst und ein Sommer von ir
gendwas –, möglicherweise zu einem Winter des Einfrierens der demokratischen Kul
tur. Ich hoffe, dass es nicht dazu kommt.  

Dr. Martin Plum: Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir merken: Dieses Thema 
ist unglaublich facettenreich. Wir könnten wahrscheinlich noch ein paar Stunden wei
terdiskutieren. Mit Blick auf die Uhr müssen wir aber zum Ende kommen. Wir haben 
die 90 Minuten schon deutlich überschritten, sind sozusagen in der Nachspielzeit des 
heutigen Abends. 

Ich möchte dem Vorsitzenden der Deutschen Vereinigung für Parlamentsfragen zum 
Abschluss die Gelegenheit geben, ein paar Worte an uns zu richten. 

Vorsitzender Macit Karaahmetoğlu: Vielen herzlichen Dank, Herr Dr. Plum! Danke 
an die heutigen Podiumsgäste, aber auch die übrigen Gäste! 

Das Thema „Resilienz des Parlaments“ hat sehr viel mit dem Vertrauensverlust in der 
Bevölkerung bzw. der Gesellschaft zu tun. Dazwischen besteht sicherlich eine starke 
Verbindung. Das ist vielleicht ein mögliches Thema für eine weitere Veranstaltung. 
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Ich möchte mich bei Ihnen allen bedanken und wünsche Ihnen allen einen schönen 
Heimweg. – Danke schön! 

(Beifall) 

(Schluss: 21.25 Uhr) 


